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ChF Chancellerie fédérale
e-ID Identification électronique
DLT Distributed Ledger Technology
COMCO Commission de la concurrence
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LB Loi sur les banques
L-QIF Limited Qualified Investor Fund
AGCS Accord général sur le commerce des services
ECOSOC Conseil économique et social de l’ONU
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Rückblick auf die 51. Legislatur: Vom Umgang des politischen Systems mit (grossen)
Krisen

Autorinnen: Anja Heidelberger und Marlène Gerber 

Stand: 17.08.2023

Die unzähligen Geschichten, Ereignisse und politischen Diskussionen, die sich während
der 51. Legislatur ereigneten, lassen sich ausführlich in unseren thematischen
Legislaturrückblicken nachlesen. In Erinnerung bleiben werden aber wohl in erster Linie
die verschiedenen Krisen, welche die Schweiz in dieser Legislatur beschäftigt haben. So
war denn auch kaum ein Themenbereich nicht von mindestens einer grossen Krise
betroffen. Folglich stellen wir die Krisen und deren zahlreiche Auswirkungen für Politik
und Gesellschaft in den Fokus dieses themenübergreifenden Rückblicks auf die 51.
Legislatur. 

Die Covid-19-Pandemie
Insbesondere die Covid-19-Pandemie hatte Auswirkungen auf fast alle Politikfelder,
denn neben dem stark betroffenen und belasteten Gesundheitssystem stellten die
Massnahmen im Kampf gegen die Pandemie verschiedene Branchen und
Personengruppen vor grosse Probleme – insbesondere auch die Unternehmen und
Selbständigerwerbenden, denen der Bundesrat etwa durch Ausdehnung des
Erwerbsersatzes und der Kurzarbeit sowie mit der Schaffung von Corona-Krediten und
Härtefallhilfen entgegen kam. Finanziell unterstützt wurden insbesondere auch die
Medien, die Kulturunternehmen und Kulturschaffenden, die Sportligen und -vereine
sowie der öffentliche Verkehr und der Luftverkehr, während etwa im Bereich der
Schulen, aber auch bei den Geschäftsmieten alternative Regelungen gefragt waren. Die
umfassenden Massnahmen gegen die Pandemie führten in der Folge zu einem grossen
Loch im Bundeshaushalt, dessen Abbaufrist das Parlament verlängerte, um
einschneidende Sparrunden zu verhindern. Eine Belastung war die Pandemie auch für
die Bevölkerung, welche etwa durch tiefere (Kurzarbeits-)Löhne, Kinderbetreuung im
Home-Office oder Angstgefühle. Zudem stellte die Pandemie auch ein Problem für die
Gesellschaft als Ganzes dar, indem sie bei Teilen der Bevölkerung zu einem
Vertrauensverlust in die Institutionen führte (oder diesen verstärkte). Teile der
Einwohnerinnen und Einwohner der Schweiz standen denn auch der Covid-19-Impfung
skeptisch gegenüber, was zu besonders emotionalen Diskussionen rund um die
Einführung des sogenannten Covid-19-Zertifikats führte. Hingegen konnten Armee,
Zivilschutz und Zivildienst in zahlreichen Einsatzstunden v.a. im Gesundheitsbereich,
aber etwa auch die Forschung bei der Entwicklung von Impfstoffen und Medikamenten
gegen Covid-19 ihren Nutzen im Rahmen der Pandemie unter Beweis stellen. Schub
bedeutete die Pandemie schliesslich für die Förderung von Homeoffice und allgemein
für die Flexibilisierung und Digitalisierung der Arbeitswelt. In der 51. Legislatur nahmen
Volk und Stände auch die Pflegeinitiative an, welche Massnahmen enthielt, um die
pflegerische Grundversorgung zu sichern, deren Wichtigkeit im Zuge der Pandemie
noch verdeutlicht worden war. 

Spürbare Auswirkungen hatte die Pandemie auch auf das Institutionengefüge. Zu
Beginn nahm eindeutig die Regierung das Zepter in die Hand, welche nach Ausrufen der
ausserordentlichen Lage gemäss Epidemiengesetz mithilfe von auf der Verfassung
beruhenden Notverordnungen und dem Epidemiengesetz alle wichtigen
Entscheidungen traf, während das Parlament wegen des Ausbruchs der Pandemie die
eigene Frühjahrssession vorzeitig abbrach. Mehr Spielraum erhielt das Parlament, als
die Notverordnungen nach sechs Monaten verfassungsmässig durch ein Gesetz ersetzt
werden mussten – die Beratung des Covid-19-Gesetzes und seine bisher fünfmalige
Revision führten zu angeregten Debatten im Parlament und teilweise zu zentralen
Änderungen an den bundesrätlichen Entwürfen. Zwischenzeitlich zum Stillstand kamen
auch die Volksrechte, zu den Revisionen der Covid-19-Gesetze konnte sich die
Stimmbevölkerung jedoch dann insgesamt dreimal äussern, wobei sie diese jeweils
guthiess. Doch nicht nur das Verhältnis zwischen Exekutive und Legislative, sondern
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auch die Stellung der Kantone in der Pandemie sorgte immer wieder für Diskussionen.
So hatte die Ausrufung der ausserordentlichen Lage die Kräfteverhältnisse eindeutig
zugunsten des Bundes verschoben. Einzelne Phasen, in denen die Entscheidungsgewalt
temporär bei den Kantonen lag, endeten zudem jeweils in sogenannten
Flickenteppichen an Regelungen zwischen den Kantonen und nicht selten auch in dem
Ruf nach erneuten Entscheidungen durch den Bund. Das Jahr 2022 stand schliesslich
im Zeichen erster politischer Aufarbeitung der Covid-19-Krise, wobei insbesondere
Vorstösse diskutiert wurden, mit denen Bund und Parlament krisenresistenter gemacht
werden sollten. 

Krieg in der Ukraine und Energiekrise
Gleich im Anschluss an die Pandemie erhielten mit dem Angriffskrieg auf die Ukraine
zuvor etwas weniger beleuchtete Themenbereiche aussergewöhnlich hohe
Aufmerksamkeit. So löste der Krieg in der Schweiz hitzige Diskussionen zur Ausrichtung
der Aussen- und Neutralitätspolitik aus, nachdem der Bund die von der EU
beschlossenen Sanktionen gegen Russland und in der Folge auch alle Ausweitungen
übernommen hatte und überdies über Waffenlieferungen an die Ukraine diskutiert
wurde. Der Krieg führte in der Schweiz unter anderem zur Aufnahme von Flüchtenden
aus der Ukraine und zur ersten Ausrufung des Schutzstatus S, aber auch zur
Aufstockung des Militärbudget bis 2030 sowie zu Diskussionen über die
Versorgungssicherheit im Landwirtschaftsbereich. Darüber hinaus verzeichnete die
SNB im Jahr 2022 einen Verlust von CHF 150 Mrd., den sie unter anderem auf die
weltwirtschaftlichen Folgen des Ukrainekriegs zurückführte.   

Als direkte Folge des Ukraine-Krieges verstärkte sich zudem die
Versorgungsproblematik im Energiebereich, woraufhin die Energiepreise anstiegen, was
sich auch auf die übrigen Preise auswirkte. Als Reaktion auf die mögliche
Energieknappheit wollte der Bundesrat in erster Linie auf erneuerbare Energien setzen,
für den Notfall liess er jedoch Reservegaskraftwerke bauen. Auch flammten in der
Politik gleichzeitig Diskussionen um die Vorteile von Atomkraft auf. Schliesslich wird
vermutet, dass die Energiekrise dem indirekten Gegenvorschlag zur Gletscherinitiative
zu einer Mehrheit verhalf, gleichzeitig wurde aber Ausbauprojekten zur
Stromversorgung im Winter im Parlament Vorrang gegenüber Umweltbedenken
gegeben. 

Insgesamt zeigten die verschiedenen Krisen während der 51. Legislatur eine ungeahnt
grosse Vulnerabilität bezüglich der Versorgungssicherheit in zahlreichen Bereichen auf,
insbesondere im medizinischen Bereich, etwa bei den Intensivstationen und den
Medikamenten, aber auch im wirtschaftlichen Bereich, hier insbesondere bei der
Energie und in der Landwirtschaft. 

Was sonst noch wichtig war
Natürlich brachte die 51. Legislatur auch unabhängig von den Krisen wichtige Ereignisse,
Weichenstellungen und politische Entscheide mit sich.

Der im April 2021 erfolgte Abbruch der Verhandlungen über das institutionelle
Rahmenabkommen prägte die Beziehungen der Schweiz mit der EU in besonderem
Masse. So führte der Verhandlungsabbruch etwa auch zu einer Blockierung der
Teilnahme am EU-Forschungsprogramm «Horizon Europe», woran auch die Freigabe
der zweiten Kohäsionsmilliarde nichts änderte. Nach verschiedenen weiteren
Sondierungsgesprächen zwischen der Schweiz und der EU verabschiedete der
Bundesrat 2023 Eckwerte für ein neues Verhandlungsmandat mit der EU.

Für besonderes Aufsehen sorgte auch der im März 2023 bekannt gewordene Untergang
der Credit Suisse respektive deren Übernahme durch die UBS. Zur Aufarbeitung dieser
Geschehnisse wurde die fünfte parlamentarische Untersuchungskommission der
Schweizer Geschichte initiiert. 

Geschichte schrieben auch die Frauen, die bei den eidgenössischen Wahlen 2019 ihre
Vertretung in den beiden Räten signifikant hatten steigern können. Fast fünfzig Jahre
nach Einführung des Frauenstimmrechts – in der 51. Legislatur fanden auch die
Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum statt – betrug der Frauenanteil im Nationalrat
erstmals über 40 Prozent, derjenige im Ständerat belief sich nach den Wahlen auf 26
Prozent. 

Generell war die Annahmequote von durch das fakultative Referendum initiierten
Abstimmungsvorlagen in der 51. Legislatur im Vergleich zu vorherigen Legislaturen eher
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niedrig, so scheiterten 7 von insgesamt 21 solcher Referendumsvorlagen. Zudem lag die
Abstimmungsbeteiligung im langjährigen Schnitt (seit 1990) um 5 Prozentpunkte höher,
was mit der während der Covid-19-Pandemie aufgeheizten politischen Stimmung in
Zusammenhang stehen könnte. Die Annahmequote von Initiativen in der 51. Legislatur
war vergleichsweise hoch (3 von 13 Initiativen), während gleichzeitig eher über weniger
Volksbegehren abgestimmt wurde als in früheren Legislaturen. Dafür erarbeiteten
Bundesrat und Parlament in dieser Legislatur auch zahlreiche direkte Gegenentwürfe
oder indirekte Gegenvorschläge zu Volksinitiativen.

Informationen zu den Abstimmungsvorlagen sowie Ausführungen zu den in den
jeweiligen Themenbereichen zentralen Geschäften und Ereignissen der 51. Legislatur
finden Sie in den einzelnen thematischen Legislaturrückblicken sowie in den dort
verlinkten Jahresrückblicken. 

Zu den thematischen Legislaturrückblicken:
Politische Grundfragen
Rechtsordnung
Institutionen und Volksrechte
Föderativer Aufbau
Wahlen
Aussenpolitik
Landesverteidigung
Wirtschaftspolitik
Geld, Währung, Kredit
Landwirtschaft
Öffentliche Finanzen
Energie
Verkehr und Kommunikation
Raumplanung und Wohnungswesen
Umweltschutz
Bevölkerung und Arbeit
Gesundheit
Sozialversicherungen
Soziale Gruppen
Bildung und Forschung
Kultur, Sprache, Kirche
Medien

Rétrospective de la 51e législature : La gestion du système politique face aux (grandes)
crises

Auteures: Anja Heidelberger et Marlène Gerber

Traduction: Lloyd Fletcher et Karel Ziehli

Etat au 17.08.2023

Les événements, histoires et débats politiques qui ont eu lieu en très grand nombre au
cours de la 51e législature peuvent être retracés de manière détaillée dans nos rapports
de législature, classés par thèmes politiques. Toutefois, on se souviendra sans doute
surtout des différentes crises qui ont secoué la Suisse au cours de cette législature. En
effet, pratiquement aucun domaine politique n'a échappé à au moins une grande crise
au cours des quatre dernières années. Par conséquent, nous mettons l'accent, dans
cette rétrospective transversale de la 51e législature, sur ces crises et leurs nombreuses
répercussions sur la politique et la société.

La pandémie de Covid-19
La pandémie de Covid-19 a eu des répercussions sur presque tous les domaines
politiques. En effet, outre le système de santé fortement touché et mis à contribution,
les mesures de lutte contre la pandémie ont posé de gros problèmes à différentes
branches et catégories de personnes – en particulier aux entreprises et aux
indépendants, que le Conseil fédéral a aidés en étendant les allocations pour perte de
gain et le chômage partiel et en créant des crédits-relais et des aides pour les cas de
rigueur. Les médias, les acteurs culturels, les ligues et associations sportives ainsi que
les transports publics et le transport aérien ont également bénéficié de soutiens
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financiers, tandis que des mesures d’un autre type ont été réclamées dans le domaine
des écoles ainsi que pour les loyers commerciaux. Les mesures exhaustives prises pour
lutter contre la pandémie ont entraîné un déficit budgétaire considérable, amenant le
Parlement à prolonger le délai du remboursement de la dette afin d’éviter des coupes
budgétaires draconiennes. La pandémie a également été une charge pour la population,
avec des baisses de salaires (lors du chômage partiel), la garde d'enfants en télétravail
ou encore l'anxiété. En outre, la pandémie a également posé un problème à la société
dans son ensemble, en entraînant (ou en renforçant) une perte de confiance d'une
partie de la population dans le gouvernement. Une partie de la population suisse s’est
montrée sceptique quant à la vaccination contre le Covid-19, ce qui a suscité des
débats émotionnels autour de l'introduction dudit certificat Covid-19. En revanche,
tant l'armée, la protection civile et le service civil – en effectuant de nombreuses
heures dans des interventions, notamment dans le domaine de la santé – que le monde
de la recherche qui a développé des vaccins et des médicaments contre le Covid-19 ont
pu démontrer leur utilité dans le cadre de la pandémie. Enfin, la pandémie a également
stimulé le télétravail et, plus généralement, la flexibilisation et la numérisation du
monde du travail. Au cours de la 51e législature, le peuple et les cantons ont également
accepté l'initiative sur les soins, qui contenait des mesures visant à garantir les soins
infirmiers de base, dont l'importance a été soulignée pendant la pandémie.

La pandémie a également eu des répercussions sensibles sur le système institutionnel.
Au début, le gouvernement a clairement pris les choses en main, prenant toutes les
décisions importantes après la proclamation de la situation extraordinaire au sens de la
loi sur les épidémies grâce à des décrets d'urgence fondés sur la Constitution et à la loi
sur les épidémies, tandis que le Parlement a interrompu prématurément sa session de
printemps en raison du début de la pandémie. Le Parlement a obtenu davantage de
marge de manœuvre lorsque les ordonnances d'urgence ont dû être remplacées par
une loi au bout de six mois, conformément à la Constitution – l'examen de la loi Covid
19 et de ses cinq révisions à ce jour ont donné lieu à des débats animés au Parlement et
parfois à des modifications centrales des projets du Conseil fédéral. Les droits
populaires ont également connu un coup d'arrêt temporaire, bien que le corps
électoral a pu ensuite s'exprimer à trois reprises sur les révisions de la loi Covid 19, qu'il
a à chaque fois approuvées. Non seulement les relations entre l'exécutif et le législatif,
mais aussi la position des cantons dans la pandémie ont fait l'objet de discussions
récurrentes. Ainsi, la déclaration de la situation extraordinaire avait clairement fait
basculer le rapport de force en faveur de la Confédération. Certaines phases durant
lesquelles les cantons ont temporairement pris le contrôle ont abouti à des patchworks
de réglementations entre cantons et à des appels fréquents pour que la Confédération
prennent à nouveau les décisions. L'année 2022 a finalement été marquée par les
premières tentatives de résoudre politiquement la crise de la Covid-19, avec des
propositions discutées pour rendre la Confédération et le Parlement plus résistants aux
crises.

La guerre en Ukraine et les problèmes d'approvisionnement en énergie 
Immédiatement après la pandémie, la guerre d'agression contre l'Ukraine a attiré
l'attention sur des thèmes qui étaient auparavant moins mis en lumière. Ainsi, la guerre
a déclenché en Suisse des discussions animées sur l'orientation de la politique
étrangère et de la neutralité, après que la Confédération a repris les sanctions décidées
par l'UE contre la Russie et que la question de la livraison d’armes à l’Ukraine s’est
posée. Cette crise a conduit à l'accueil de réfugié.e.s ukrainien.ne.s en Suisse et à la
première utilisation du statut de protection S, ainsi qu'à l'augmentation du budget
militaire jusqu'en 2030 et à des discussions sur la sécurité de l'approvisionnement
dans le secteur agricole. De plus, la Banque nationale suisse (BNS) a enregistré une
perte de 150 milliards de CHF en 2022, qu'elle a notamment attribué aux conséquences
de la guerre en Ukraine sur l'économie mondiale. 

Conséquence directe de la guerre en Ukraine, les problèmes d'approvisionnement en
énergie se sont intensifiés, entraînant une hausse des prix de l'énergie, ce qui s'est
répercuté sur les autres prix. En réaction à une possible pénurie d'énergie, le Conseil
fédéral a principalement misé sur les énergies renouvelables, tout en faisant construire
des centrales de réserve à gaz en cas d'urgence. Des débats sur les avantages de
l'énergie nucléaire ont également refait surface dans le monde politique. Enfin, on
suppose que la crise énergétique a contribué à la majorité en faveur du contre-projet
indirect à l'initiative des glaciers, bien que des projets d'expansion de
l'approvisionnement en électricité en hiver aient été privilégiés au Parlement par
rapport aux préoccupations environnementales.
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Dans l'ensemble, les différentes crises survenues au cours de la 51e législature ont mis
en évidence une vulnérabilité d’une ampleur inattendue en matière de sécurité de
l'approvisionnement dans de nombreux domaines, en particulier dans le domaine
médical, comme les unités de soins intensifs et les médicaments, ainsi que dans le
domaine économique, notamment en matière d'énergie et d'agriculture.

Ce qui a également été important
Bien entendu, la 51e législature a également été marquée par des événements, des
choix et des décisions politiques importants, indépendamment des crises.

La rupture des négociations sur l'accord-cadre institutionnel en avril 2021 a
particulièrement marqué les relations entre la Suisse et l'UE. Le refus de l'accord-cadre
a conduit tant à un blocage de la participation suisse au programme de recherche
européen « Horizon Europe »; une situation que même le déblocage du deuxième
milliard de cohésion ne changera pas. Après plusieurs autres entretiens exploratoires
entre la Suisse et l'UE, le Conseil fédéral a adopté en 2023 des lignes directrices pour
un nouveau mandat de négociation avec l'UE.

L'effondrement de Credit Suisse en mars 2023 et son rachat par UBS ont également
suscité une attention particulière. C’est pour enquêter sur ces événements que le
Parlement a décidé d’instituer la cinquième commission d'enquête parlementaire de
l'histoire suisse.

Les femmes ont écrit l'histoire en augmentant de manière significative leur
représentation dans les deux chambres lors des élections fédérales de 2019. Près de
cinquante ans après l'introduction du droit de vote des femmes – la 51e législature a
également été l'occasion de célébrer le 50e anniversaire –, la proportion de femmes au
Conseil national a dépassé pour la première fois les 40 pour cent, tandis que celle au
Conseil des États s'élevait à 26 % après les élections.

Bien que le Parlement soit devenu plus vert avec les dernières élections fédérales, les
questions climatiques ont surtout été au centre de l'attention en 2021, lorsque le corps
électoral a rejeté de justesse la révision totale de la loi sur le CO2. En revanche, la loi
sur le climat et l'innovation, qui constituait un contre-projet indirect à l'initiative des
glaciers, été approuvée en votation populaire en 2023.

De manière générale, le taux d'acceptation des projets soumis au référendum facultatif
au cours de la 51e législature a été relativement faible par rapport aux législatures
précédentes, avec 7 échecs sur un total de 21 référendums. De plus, la participation
électorale a été élevée de 5 points de pourcentage en plus par rapport à la moyenne
depuis 1990, ce qui pourrait être lié au climat politique enflammé pendant la pandémie
de Covid-19. Le taux d'acceptation des initiatives lors de la 51e législature a été
relativement élevé (3 initiatives sur 13), tandis que le nombre d'initiatives populaires
soumises au vote a été moins élevé que lors des législatures précédentes. En revanche,
le Conseil fédéral et le Parlement ont élaboré de nombreux contre-projets directs ou
indirects aux initiatives populaires au cours de cette législature.

Vous trouverez des informations sur les votations populaires ainsi que des explications
sur les objets parlementaires et des descriptions des événements centraux de la 51e
législature dans les différentes rétrospectives thématiques de la législature ainsi que
dans les rétrospectives annuelles qui y sont liées.

Liens vers les rapports de législature, classés par thèmes politiques:
Problèmes politiques fondamentaux
Ordre juridique
Institutions et droits populaires
Structures fédéralistes
Elections
Politique étrangère
Armée
Politique économique
Crédit et monnaie
Agriculture
Finances publiques
Energie
Transports et communications
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Aménagement du territoire et logement
Protection de l'environnement
Population et travail
Santé
Assurances sociales
Groupes sociaux
Enseignement et recherche
Culture, langues, églises
Médias

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Wie gut hat das Krisenmanagement der Bundesverwaltung während der Covid-19-
Pandemie funktioniert? Mit dieser Frage beschäftigte sich die BK in zwei Berichten, die
zwei verschiedene Phasen «der grössten gesundheitlichen und wirtschaftlichen Krise
seit dem Zweiten Weltkrieg» für die Schweiz beleuchteten, wie der erste Bericht der
Bundeskanzlei zum Krisenmanagement in der Exekutive einleitete. Der erste Bericht
behandelte die Monate Februar bis August 2020; der zweite Bericht die Monate August
2020 bis Oktober 2021.  
Der erste Bericht lag am 11. Dezember 2020 vor und beschrieb folgende Ausgangslage:
Am 28. Februar hatte der Bundesrat aufgrund der raschen Verbreitung des Coronavirus
gestützt auf das Epidemiengesetz die besondere und am 16. März die ausserordentliche
Lage verkündet. Das öffentliche Leben wurde in der Folge stark eingeschränkt und «das
Krisenmanagement der Bundesverwaltung lief auf Hochtouren». Mehr als 20
Krisenstäbe und Task-Forces waren laut Bericht aktiv und Bundesrat, Departemente
und Bundeskanzlei wurden sehr stark in Anspruch genommen. Ab dem 27. April 2020
wurden die verhängten Massnahmen wieder schrittweise gelockert und am 19. Juni
2020 kehrte die Schweiz in die besondere Lage gemäss Epidemiengesetz zurück, womit
sich die Krisenbewältigung vermehrt wieder vom Bund auf die Kantone verlagerte.
Bereits am 20. Mai 2020, also noch während der ausserordentlichen Lage, hatte der
Bundesrat die BK beauftragt, einen Bericht zum Krisenmanagement zu verfassen und
daraus bis Ende 2020 Empfehlungen herzuleiten. 
Dieser Bericht stützte sich auf Befragungen von Mitarbeitenden in Bundes- und
Kantonsverwaltungen, auf Interviews wichtiger Akteurinnen und Akteure aus Politik,
Wissenschaft und Wirtschaft und auf Dokumentenanalysen. Im Grossen und Ganzen
zogen die Verfasserinnen und Verfasser des Berichtes einen positiven Schluss bezüglich
des Krisenmanagements in der Exekutive: Die Bundesverwaltung habe mehrheitlich
«effektiv gearbeitet». Allerdings wurde auf Mängel in der Effizienz des
Krisenmanagements hingewiesen. Konkret beleuchtete der Bericht fünf
Themenbereiche, zu denen konkrete Empfehlungen formuliert wurden: 
Das erste Themenfeld umfasste die Zusammenarbeit mit den Kantonen, die zwar gut
funktioniert habe, bei der aber Unklarheit hinsichtlich Zuständigkeiten und
Informationsaustausch bestehe. Hier brauche es klar definierte Kontaktstellen und
geregelte Informationsprozesse. Die Kantone müssten zudem angehört und informiert
werden, bevor der Bundesrat eine Entscheidung fälle und bevor die Medien die
entsprechenden Informationen erhalten. Beim Übergang von der ausserordentlichen in
die besondere Lage müsse zudem die Koordination zwischen Bund und Kantonen
verstärkt werden. 
Der zweite Themenbereich behandelte die Entscheidungsgrundlagen und
Notverordnungen – im Bericht als «Produkte» bezeichnet. Diese seien von guter
Qualität gewesen, allerdings hätten sich die Kantone präzisere Erläuterungen zu den
Verordnungen gewünscht. Schlecht funktioniert habe das Daten- und
Informationsmanagement, weil sich die verschiedenen Informationsübermittlungs- und
-aufbereitungssysteme als wenig kompatibel erwiesen hätten. 
Zwar seien die rechtlichen Grundlagen und Krisenpläne – Gegenstand des dritten
Themenfeldes – vorhanden und klar gewesen und hätten eine «situationsgerechte
Reaktion» erlaubt. Zu wenig vorbereitet sei man jedoch auf die Planung, Beschaffung,
Finanzierung und Lagerhaltung kritischen Materials (z.B. medizinischer Güter) gewesen.
Zudem habe es an Regeln für die Zusammensetzung und Koordination von Krisenstäben
gefehlt. Das Bundespersonal müsse künftig besser auf Krisen vorbereitet und für einen
flexibleren Kriseneinsatz geschult werden. 
Im vierten Themenfeld sei der Einbezug von externen Akteurinnen und Akteuren – etwa
aus Wissenschaft oder Wirtschaft – «in ausreichendem Masse» erfolgt, so der Bericht.
Allerdings habe dieser wenig systematisch und teilweise zu spät stattgefunden. Die
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entsprechenden, bereits existierenden Netzwerke sollten deshalb ausgebaut werden,
empfahl der Bericht. 
Das fünfte Themenfeld war der Kommunikation gewidmet. Dank seiner «durchwegs als
positiv und vertrauensbildend bewerteten» externen Kommunikation sei der Bundesrat
«als kohärent agierendes Gremium wahrgenommen» worden, so der Bericht. Die
verwaltungsinterne Kommunikation sei hingegen bei den Befragungen als nicht
rechtzeitig und unpräzis kritisiert worden. Hier brauche es eine Verbesserung der
Informationswege. 

In einer Medienmitteilung wies der Bundesrat darauf hin, dass beim Verfassen des
Berichts nicht absehbar gewesen sei, dass nach der ersten Pandemiewelle noch eine
«schwierigere zweite» Welle folgen würde. Der Bericht werde entsprechend genutzt,
um das aktuelle, dieser ersten Welle folgenden Krisenmanagement zu verbessern und
um einige Empfehlungen rasch umzusetzen. Im zweiten Bericht sei dann zu
untersuchen, weshalb das Krisenmanagement, das sich in der ersten Welle bewährt
habe, «mit der zweiten Welle in viel grössere Schwierigkeiten geriet». 1

Der zweite Bericht der Bundeskanzlei zur «Auswertung des Krisenmanagements der
Bundesverwaltung in der Covid-19-Pandemie», der am 22. Juni 2022 vorgelegt wurde,
beleuchtete die zweite Phase der Covid-19-Krise von August 2020 bis Oktober 2021. Die
Evaluation habe sich auf die Zusammenarbeit mit den Kantonen, mit der Wissenschaft
und mit anderen Ländern konzentriert, so der Bericht. Wie schon für den ersten
Bericht waren erneut verschiedene Akteurinnen und Akteure online befragt und
interviewt worden. Darüber hinaus wurden ein Bericht über einen internationalen
Vergleich wissenschaftlicher Politikberatung und bereits bestehende Evaluationen
beigezogen, sowie Themenworkshops zu spezifischen Fragen durchgeführt. Aus diesen
verschiedenen Grundlagen gehe insgesamt hervor, dass das Krisenmanagement zu
Beginn der zweiten untersuchten Phase, also im Herbst und Winter 2020 von den
Befragten wesentlich kritischer beurteilt wurde als in den nachfolgenden
Zeitabschnitten (Frühling bis Herbst 2021). Die verschiedenen Erkenntnisse wurden im
Bericht in neun Handlungsfelder unterteilt, in denen Handlungsbedarf bestehe, dem
mit insgesamt 13 Empfehlungen nachgegangen werden soll.  
Handlungsfeld 1 betraf die Krisenorganisation der Bundesverwaltung selber. In einer
«komplexen Krise» brauche es mehr interdepartementale Zusammenarbeit, um eine
ganzheitliche Übersicht behalten zu können, so der Bericht. Es seien entsprechende
Gefässe zu schaffen und auf strategischer Ebene zu bestimmen, wer welche Aufgaben
und Verantwortlichkeiten übernehmen soll. Auf operativer Ebene soll geregelt werden,
wie das Krisenmanagement zwischen Departementen organisiert und koordiniert
werden soll. Der Bericht forderte, dass das VBS und die BK federführend
entsprechende Vorschläge ausarbeiten. 
Handlungsfeld 2 fasste die Probleme bei der Koordination zwischen Bund und
subnationalen Behörden zusammen. Eine verbesserte Koordination brauche es laut
Bericht insbesondere beim Wechsel von der ausserordentlichen Lage – hier ist der
Bund für das Krisenmanagement verantwortlich – zur besonderen Lage – hier stehen
die Kantone stärker in der Verantwortung. Auch in der ausserordentlichen Lage muss
der Bund die Kantone freilich vor dem Beschluss einer (Not-)Verordnung anhören. Im
Gegensatz zu den medialen Diskussionen, in denen die «Krisentauglichkeit des
Föderalismus» in Frage gestellt worden seien, würden die Befragungsdaten des
Berichts eher darauf hindeuten, dass der Föderalismus die Prozesse zwar verlangsamt
habe, «aber am Ende zu besseren und adäquateren Lösungen» geführt habe. Trotzdem
müssten die Kantone künftig besser ins Krisenmanagement einbezogen werden, indem
etwa auch der Informationsfluss zwischen den föderalen Ebenen verbessert werde. Der
Bericht empfahl, weitere Massnahmen in diesem Handlungsfeld auch auf der Basis des
Berichts der KdK zur Zusammenarbeit zwischen Bund und Kantonen während der Krise
auszuarbeiten.
In Handlungsfeld 3 wurde die Zusammenarbeit der Bundesverwaltung mit der
Wissenschaft problematisiert. Insgesamt habe die Pandemie die Bedeutung des
Einbezugs wissenschaftlicher Expertise deutlich aufgezeigt. Diese müsse künftig besser
und systematischer organisiert werden. Ständige wissenschaftliche Beiräte, die in
anderen Ländern etabliert seien, seien in der Schweiz eher selten. Auch die Covid-
Task-Force, sei auf Initiative der Wissenschaft Ende März 2020 lediglich als Ad-hoc-
Beratungsgruppe gegründet worden. Wissenschaftliche Beratung sei aber nicht nur
durch diese «Science Task Force» angeboten worden, sondern auch mittels bereits
bestehender Strukturen (z.B. in Form von ausserparlamentarischen Kommissionen, wie
etwa der Eidgenössischen Kommission für Impffragen). In seiner Empfehlung wies der
Bericht zudem auf ein Postulat von Matthias Michel (fdp, ZG; Po. 20.3280) hin, das
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einen Massnahmenkatalog zum besseren und präventiven Einbezug der Wissenschaft in
Krisensituationen fordert. 
Die Zusammenarbeit zwischen Bundesverwaltung und Parlament während der Krise
war Gegenstand von Handlungsfeld 4. Die Befragten seien in der übergrossen Mehrheit
der Meinung, dass diese Zusammenarbeit gut funktioniert habe. Problematisch sei aber
die Arbeitsbelastung gewesen. Für das Parlament sei diese deshalb hoch gewesen, weil
zwischen den Sessionen keine dringlichen Bundesgesetze verabschiedet werden
konnten und deshalb während der Sessionen mit diesen zusätzlichen Traktanden noch
mehr Geschäfte zu behandeln gewesen seien als normal. Die Verwaltung wiederum
musste eine sehr hohe Zahl an Vorstössen (insbesondere Fragen und Interpellationen)
beantworten, «in denen oft dieselben oder sehr ähnliche Fragen gestellt wurden». Aber
auch die verlangte höhere Präsenz bei Kommissionssitzungen habe das aufgrund der
Krise bereits stark geforderte Bundespersonal zusätzlich belastet. Es müsse deshalb
dafür gesorgt werden, dass Parlamentsmitglieder informiert würden, ohne dass diese
mit Vorstössen operieren müssten. 
Handlungsfeld 5 beschrieb die internationale Zusammenarbeit der Bundesverwaltung.
Diese sei grundsätzlich als positiv empfunden worden, fasste der Bericht zusammen.
Das Krisenmanagement habe stark von internationalen Austausch- und
Informationsplattformen profitiert. Die Schweiz müsse trotz schwieriger Beziehung mit
der EU darauf achten, weiterhin Zugang zu diesen Informationsgrundlagen zu erhalten.
Empfohlen wurde hier eine Bestandsaufnahme von internationalen
Informationsplattformen, die für ein effektives Krisenmanagement als notwendig
erachtet würden.
In Handlungsfeld 6 wurden die personellen Ressourcen für das interne
Krisenmanagement diskutiert. Die entsprechenden rechtlichen Grundlagen
(Epidemiengesetz, Influenza-Pandemieplan Schweiz, Verordnung des Bundesstabes
Bevölkerungsschutz, Weisungen über die Sicherheitspolitische Führung des
Bundesrates, Weisungen über das Krisenmanagement in der Bundesverwaltung)
müssten revidiert werden und das «Wissensmanagement», das die Erinnerung an die
Lehren aus der Krise wach halten könne, müsse gestärkt werden. Zudem müssten
Konsultationen der verschiedenen involvierten Akteure mit Hilfe von Digitalisierung
vereinfacht werden, damit sie dem Tempo einer Krise gerecht würden. 
Handlungsfeld 7 war Personalfragen im Sinne der zusätzlichen Belastung während der
Krise gewidmet. Diese Belastung sei sehr ungleich verteilt gewesen. Bei den
federführenden Departementen und im BAG habe der Arbeitsaufwand während der
Krise «markant zugenommen», während in anderen Ämtern aufgrund der
Schutzmassnahmen die Arbeit eher geruht habe. Als problematisch wurde beurteilt,
dass keine rasche Personalaufstockung für die stark belasteten Amtsstellen möglich
gewesen war. In Zukunft müsse die «Durchhaltefähigkeit der Bundesverwaltung» durch
einen temporären Austausch von Personalressourcen zwischen verschiedenen Ämtern
geregelt und verbessert werden. 
In Handlungsfeld 8 wurde das Datenmanagement untersucht. Die unterschiedlichen IT-
Systeme und Datenformate in den Kantonen und auf Bundesebene seien eine
Herausforderung gewesen, urteilte der Bericht. Gefordert wurde entsprechend eine
Standardisierung des Datenaustausches auf nationaler Ebene. Die geplante Revision des
Epidemiengesetzes solle «zur Verwendung einheitlicher, international anerkannter
Standards für den digitalen Informationsaustausch zu übertragbaren Krankheiten»
verpflichten, so die entsprechende Empfehlung. 
Handlungsfeld 9 schliesslich widmete sich der Kommunikation während der Krise.
Mehr als zwei Drittel der Befragten waren der Meinung, die Kommunikation mit den
Medien und der Bevölkerung habe gut funktioniert. Allerdings seien behördliche
Informationen zu wenig über soziale Medien verbreitet worden und hätten die
fremdsprachige Bevölkerung zu wenig gut erreicht. Dies müsse verbessert werden, so
die darauf aufbauende Empfehlung. 
Der Bericht kam zudem zum Schuss, dass es auf strategischer Ebene Grundlagen für
eine bessere Antizipation von Krisen brauche. Dies könne durch einen
systematischeren Einbezug von Fachpersonen aus Wissenschaft und Verwaltung
verbessert werden. Auch die internationale Zusammenarbeit würde helfen, frühzeitig
vor Krisen zu warnen und Szenarien für Krisenentwicklungen zu erarbeiten, mit denen
man sich adäquater vorbereiten könne.

Der Bundesrat nahm Kenntnis vom Bericht und leitete die Empfehlungen laut einer
Medienmitteilung an die Departemente und die BK zur Planung deren Umsetzung
weiter. 2
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Regierungspolitik

In einem Bericht über die amtliche Informationstätigkeit in Krisenlagen kam die
Geschäftsprüfungskommission des Nationalrats (GPK) zum Schluss, dass Bundesrat und
Bundesverwaltung die Information in Krisensituationen nicht oder nur mit Mühe
beherrschten. Vor allem bei departementsübergreifenden Problemen seien Personen
und Organisationsstruktur überfordert, und die Früherkennung von Themen mit
informationspolitischer Brisanz funktioniere schlecht. Die GPK hatte die behördliche
Information in drei konkreten Fällen untersuchen lassen: die Reaktion auf ein vom US-
Senator D'Amato veranstaltetes Hearing zu einem Abkommen der Schweiz mit Polen aus
dem Jahre 1949 bezüglich nachrichtenloser jüdischer Guthaben, den Fall des der
Korruption verdächtigten Generalstabsobersten Nyffenegger und die Mutmassungen
über die Übertragbarkeit des sogenannten Rinderwahnsinns auf den Menschen.

Um die Informationstätigkeit zu verbessern, reichte die GPK eine parlamentarische
Initiative für ein Bundesratssprecheramt ein, das gegenüber den
Informationsbeauftragten der Departemente weisungsberechtigt wäre (97.429). Da es
namentlich auch die Aufgabe dieser Stelle wäre, Informationsflüsse innerhalb der
Bundesverwaltung zu öffnen, könnte sie zudem als informationspolitisches
Frühwarnsystem für den Bundesrat wirken. Eine weitere Aufgabe würde darin bestehen,
den Bundesrat informationspolitisch zu beraten und in der Öffentlichkeit zu vertreten.
Die GPK anerkennt in ihrem Bericht, dass diese letzte Aufgabe heute in Ansätzen
bereits von Vizebundeskanzler Casanova wahrgenommen wird; sie müsste ihrer
Meinung nach aber klarer umrissen und der Posten mit mehr Kompetenzen ausgestattet
werden. Mit einer Motion (97.3384) verlangte die GPK ausserdem bis Ende 1998 die
gesetzlichen Grundlagen für die Einführung des Öffentlichkeitsprinzips in der
Bundesverwaltung. 3
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Bundesverwaltung - Organisation

Seit 1996 arbeiten einige Ämter der Bundesverwaltung gemäss dem Konzept „Führen
mit Leistungsauftrag und Globalbudget (FLAG)“. Im Berichtsjahr legte der Bundesrat
dem Parlament einen Evaluationsbericht dazu zur Kenntnisnahme vor. Er stellte darin
fest, dass sich dieses Prinzip bewährt habe und schrittweise auf weitere Bundesstellen
ausgedehnt werden soll. 4
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Auf Antrag ihrer GPK nahmen beide Parlamentskammern den im Vorjahr
veröffentlichten Evaluationsbericht des Bundesrates über das Konzept „Führen mit
Leistungsauftrag und Globalbudget (FLAG)“ zur Kenntnis. Zudem überwiesen sie eine
Motion der beiden GPK, welche den Bundesrat auffordert, Gesetzesänderungen
vorzuschlagen (namentlich beim Finanzhaushaltgesetz und beim Regierungs- und
Organisationsgesetz), welche dem Parlament erlauben, auch bei diesem
Führungskonzept seine Steuerungs- und Kontrollfunktion wahrzunehmen (02.3381). 5
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Die GPK-SR veröffentlichte einen Bericht über den Beizug von externen Experten und
Beratern durch die Bundesverwaltung. Sie machte darin Angaben zu deren Anzahl und
Kosten sowie über die Modalitäten der Ausschreibung dieser Mandate. In seiner
Antwort kritisierte der Bundesrat, dass die Zahlen massiv zu hoch und irreführend
seien, da dabei nicht nur externe Berater der Regierung erfasst worden seien, sondern
auch Firmen, welche im Auftrag des Bundes Aufgaben zum Beispiel im Bereich der
Informatik oder der Entwicklungszusammenarbeit erledigen. 6
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Die Räte nahmen vom Bericht zur Führung mit Leistungsauftrag und Globalbudget
(Flag) Kenntnis. In beiden Kammern wurde der Bericht sehr wohlwollend aufgenommen.
Im Nationalrat wurde allerdings auch angemahnt, bei der Weiterentwicklung darauf zu
achten, dass die Einflussmöglichkeiten des Parlaments bestehen bleiben. 7
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Das seit 1999 laufende Programm zum systematischen Ressourcen- und
Umweltmanagement in der Bundesverwaltung (RUMBA) schien Wirkung zu entfalten.
Darauf wies der im Berichtjahr unterbreitete Umweltbericht 2011 der Bundesverwaltung
hin. Seit 2006 sei Dank vermindertem Papier- und Stromverbrauch und einer Abnahme
von Dienstreisen die Umweltbelastung pro Mitarbeiter um rund 7% zurückgegangen.
Damit sei man auf gutem Weg, das gesetzte Reduktionsziel (minus 10% von 2006 bis
2016) zu erreichen. 8
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Das Öffentlichkeitsgesetz, das seit dem 1.7.2006 in Kraft ist, erlaubt es Bürgerinnen
und Bürgern, Dokumente der Bundesverwaltung einzusehen. Eine vom Eidgenössischen
Datenschutz- und Öffentlichkeitsberater (Edöb) erstellte Übersicht zeigte eine
markante Steigerung der Anfragen im Jahr 2011 gegenüber den Vorjahren. Die 466
Anfragen, die hauptsächlich das UVEK betrafen, entsprachen zwar gegenüber den 239
Fällen im Vorjahr tatsächlich einer Zunahme, im Vergleich zu andern Ländern – in
Grossbritannien werden jährlich mehr als 40'000 Anfragen gestellt – hat die Schweiz
aber noch Aufholbedarf. Der Bericht zeigt weiter auf, dass rund ein Drittel der Gesuche
abgelehnt wurde. 9

BERICHT
DATUM: 18.07.2012
MARC BÜHLMANN

Auf der Basis eines von der FK-SR beim Eidgenössischen Personalamt angeforderten
und Mitte November veröffentlichten Berichts zur Entwicklung der Personalbestände
liess sich erstmals aufzeigen, wo in der Verwaltung Stellen geschaffen wurden. Eine
grosse Zunahme an Stellen zwischen 2007 und 2012 weist das EDA auf (+ 797 Stellen).
Darunter befanden sich insbesondere Posten im Aussendienst, aber auch aufgrund von
Schengen/Dublin oder der Einführung der biometrischen Pässe geschaffene
Arbeitsplätze. 214 neue Stellen wurden in den rund fünf untersuchten Jahren im
Bundesamt für Informatik und Telekommunikation geschaffen und 135 Posten erhielt
das Bundesamt für Migration. Der Bericht zeigte auf, dass neue Politikfelder häufig auch
mit neuen Stellen einhergehen. So schlug etwa die Energiestrategie 2050 mit 31 neuen
Stellen zu Buche und die Revision des Luftfahrtgesetzes zog 46 Stellen nach sich.
Zunahmen verzeichneten insbesondere die Bereiche Verkehr (+19,8%), Gesundheit
(+17,5%), Umweltschutz und Raumordnung (+17%) sowie die soziale Wohlfahrt (+15%),
während in den Bereichen Kultur und Freizeit (-24,3%), Wirtschaft (-23,3%),
Landesverteidigung (-5,2%) und öffentliche Sicherheit (-0,4%) zwischen 2007 und 2012
Stellen abgebaut wurden. Eine Motion Brunner (svp, SG) (Mo. 11.3251), die eine
Stellenreduktion in der gesamten Bundesverwaltung gefordert hatte, um die Effizienz zu
steigern und Kosten zu sparen, wurde im Berichtjahr abgeschrieben; eine Motion Vitali
(fdp, LU) (Mo. 12.4066), welche die Einführung eines Personalplanes fordert, wurde
hingegen noch nicht behandelt. 10

BERICHT
DATUM: 11.11.2013
MARC BÜHLMANN

In der Frühlingsession nahmen die beiden Kammern vom Jahresbericht der GPK und
der GPDel Kenntnis, mit dem die Geschäftsprüfungskommissionen (GPK) sowie die
Geschäftsprüfungsdelegationen (GPDel) des Nationalrats und des Ständerats
Rechenschaft über ihre Tätigkeiten im Jahr 2014 ablegen. Die GPK haben die Aufgabe,
die Oberaufsicht über Bundesrat, Bundesverwaltung, Bundeskanzlei, Gerichte und
Bundesanwaltschaft auszuüben. Überprüft werden soll dabei Rechtmässigkeit,
Zweckmässigkeit und Wirksamkeit von Verwaltungshandeln. Mit zahlreichen
Subkommissionen werden verschiedene Bereiche evaluiert, Empfehlungen abgegeben
und die Umsetzungen dieser Empfehlungen nachkontrolliert. Die wichtigste mit
Vorstössen verbundene Untersuchung der GPK im 2014 betraf das Beschaffungswesen
(inkl. der Untersuchung des Informatikprojektes Insieme), wobei in diesem
Zusammenhang auch die Protokollführung im Bundesrat gerügt wurde. In beiden
Kammern kurz diskutiert wurde zudem die Personalplanung, inklusive dem Beizug
externer Mitarbeiter. Ins Visier geriet dabei das Bundesamt für Energie, das zahlreiche
Aufträge unter der Hand vergeben haben soll. 11

BERICHT
DATUM: 11.03.2015
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 01.01.24 12ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In seinem Bericht zur Erfüllung des Postulats machte der Bundesrat darauf aufmerksam,
dass Open Source Software, also im Gegensatz zu lizenzierter Software gratis
zugängliche Produkte, in der Verwaltung nur sehr selten erstellt werde.
Eigenentwicklungen würden nur bewilligt, wenn für eine Anwendung keine Software auf
dem Markt beschafft werden könne. Zudem sei eigens für den Bund entwickelte
Software in ihrem Anwendungsbereich sehr spezifisch und für Private in der Regel wohl
nur begrenzt nutzbar. 
Eine Umfrage innerhalb der Verwaltung habe gezeigt, dass kaum Bedarf oder
Möglichkeit für Weitergabe von Software an Dritte bestehe. Konkrete Vorstellungen
hierzu hätten lediglich das Bundesamt für Landestopographie und das Bundesamt für
Meteorologie angemeldet. Zudem könne sich das Bundesgericht vorstellen, die
teilweise selber entwickelte Software „OpenJustitia“ an kantonale Gerichte
weiterzugeben. 
Zu regeln wäre zudem – so der Bericht weiter – ob die unentgeltliche Weitergabe von
Software eine wirtschaftliche Tätigkeit sei. In diesem Falle müsste deren Erstellung im
öffentlichen Interesse liegen. Sei dies nicht der Fall, so könnte es sich bei der
Weitergabe um eine Wettbewerbsverzerrung handeln, was gesetzlich geregelt werden
müsste. Hier seien noch rechtliche Abklärungen nötig, die vom EFD und vom EJPD
vorgenommen werden würden. 12

BERICHT
DATUM: 22.03.2017
MARC BÜHLMANN

Mit ihrem Postulat hatte Edith Graf-Litscher (sp, TG) den Bundesrat aufgefordert
aufzuzeigen, wo in dessen Open Source Strategie noch Handlungsbedarf bestehe. Der
Bundesrat erörterte in seinem entsprechenden Bericht, dass die Gleichbehandlung von
Open Source Software (OSS) mit Closed Source Software (CSS) – also lizenzierter
Softwareprodukte – in der Bundesverwaltung mittlerweile selbstverständlich sei.
Grundsätzlich würden bei Neubeschaffungen beide Arten von Produkten evaluiert.
Beachtet werden müssten aber bei neuer Software nicht nur deren Anschaffungspreis,
der in der Regel für OSS spreche, sondern auch die Kosten für Wartung und
Erneuerung. 
Eine Liste von OSS-Anwendungen werde nicht geführt, OSS werde aber vor allem im
Serverumfeld und als Ergänzung zu Standardsoftware auf den Arbeitsplatzsystemen
eingesetzt. Diverse Anwendungen würden auf der Plattform „Open eGov“ aufgeführt. 
Der Bundesrat sehe momentan keinen Bedarf an einer separaten Open Source
Strategie, weil auch die Bedürfnisse der einzelnen Verwaltungsbereiche sehr
unterschiedlich seien. Eine Strategie könnte hier nur sehr oberflächlich sein. Es
bestehe auch keine Notwendigkeit, OSS speziell zu fördern. Die bestehende,
mittlerweile aber nicht mehr zeitgemässe Teilstrategie OSS könne vom
Informatiksteuerungsorgan des Bundes (ISB) ausser Kraft gesetzt werden. Zudem – so
der Bericht mit Verweis auf den Bericht zur Erfüllung des Postulats Glättli (gp, ZH) –
werde abgeklärt, welche gesetzlichen Grundlagen erstellt werden müssen, damit OSS
durch die Bundesverwaltung unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden könne. 13

BERICHT
DATUM: 22.03.2017
MARC BÜHLMANN

Ende Oktober 2017 legte der Bundesrat den Bericht zur Erfüllung des Postulats
Evaluation von Grossprojekten vor. Aufgrund einer ausführlichen Analyse von IT-
Grossprojekten durch das Institut für Wirtschaftsinformatik der Universität St. Gallen
war ein Prüfraster entstanden, mit dem sich die Managementkomponenten und die
Kontextfaktoren eines Projektes auf ihre Eignung untersuchen lassen. Dieses Prüfraster
soll laut Bericht, in Zukunft die instrumentelle Basis für Assessments von IT-
Grossprojekten darstellen. Diese Assessments sollen von unabhängigen
Projektspezialistinnen und -spezialisten durchgeführt werden, die entsprechende
Empfehlungen abgeben sollen. Damit soll in Zukunft verhindert werden, was die
Universität St. Gallen in ihrer Analyse moniert hatte, dass nämlich einige Grossprojekte
freigegeben worden seien, obschon wichtige Voraussetzungen hinsichtlich Management
oder Kontext nicht gegeben gewesen seien. Das neue Raster und die vorgängige Prüfung
soll bei Projekten mit einem Gesamtaufwand von mehr als CHF 5 Mio. obligatorisch
sein. 
Die 17 bisher auf dieser Basis durchgeführten Assessments hätten sich als zwar
aufwändig – im Bericht war ein Zeitaufwand von 10 bis 20 Personentagen vermerkt –,
aber auch als nützlich und zielführend erwiesen. Sie würden auch nicht als zusätzliche
Kontrolle, sondern als strukturierter „Gesundheitscheck“ wahrgenommen. 14

BERICHT
DATUM: 25.10.2017
MARC BÜHLMANN
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Hermes 5 ist eine Projektführungsmethode, die seit 2013 in der gesamten Verwaltung
des Bundes Anwendung findet. Mittels Postulat war der Bundesrat aufgefordert
worden, eine Evaluation von Hermes 5 durchzuführen. Der Bericht zu dieser Evaluation
wurde Ende Oktober 2017 vorgelegt. Der Bundesrat machte darin klar, dass Hermes
lediglich eine Methode sei, die Projektabläufe kläre, nicht aber für einen Projekterfolg
sorgen könne. Jedes Projekt sei einmalig und benötige spezifische Fähigkeiten der
Projektleitenden. Die Methode für eine Projektabwicklung zu evaluieren sei deshalb
schwierig, weil Projekterfolge oder -misserfolge nur schwer dieser Methodik
zuzuordnen seien. Freilich zeigten die Assessments einzelner Grossprojekte, dass
Hermes konsequent angewendet werde. Die Methode werde aufgrund von
Rückmeldungen auch kontinuierlich angepasst und ergänzt. Eine Evaluation von Hermes
erachte der Bundesrat deshalb als nicht zielführend. Die Ressourcen seien vielmehr in
die Projektassessments zu investieren. 15

BERICHT
DATUM: 25.10.2017
MARC BÜHLMANN

Jeweils zu Beginn eines Jahres – und rechtzeitig auf die Frühjahrssession – legen die
GPK und die GPDel ihren gemeinsamen Jahresbericht vor, in welchem jeweils die
wichtigsten Kontrollen, deren Ergebnisse und daraus abgeleitete Empfehlungen
veröffentlicht werden. Im Berichtsjahr trafen sich die Mitglieder der GPK 85 Mal und
diejenigen der GPDel 12 Mal zu Sitzungen, um ihren Auftrag der Oberaufsicht über
Regierung und Verwaltung wahrzunehmen und zu überprüfen, ob die Bundesbehörden
im Sinne von Verfassung und Gesetz handelten. 
Im Jahresbericht 2017 wurden vor allem jene Untersuchungen beschrieben, zu denen
bisher nur wenig oder keine öffentlichen Informationen vorlagen. Gegenstand des
Berichts waren unter anderem das elektronische Gerichtsdossier, das
Informationssystem Verkehrszulassung (IVZ) des ASTRA oder eine Nachkontrolle des
Behördenverhaltens im Zusammenhang mit dem Rücktritt des ehemaligen
Nationalbankpräsidenten Philipp Hildebrand. Die Einführung eines elektronischen
Gerichtsdossiers gilt als eine der grossen Herausforderungen der kommenden Jahre
und soll eng von der GPK begleitet werden. Auch das Informatikprojekt IVZ gilt als
Schlüsselprojekt und wird deshalb laufend überprüft. Die GPK zeigte sich mit den
Entwicklungen insgesamt zufrieden. Ebenfalls als zufriedenstellend wurde bewertet,
dass der Bundesrat die im Nachgang des Rücktritts von Philipp Hildebrand aufgestellten
Empfehlungen weitestgehend umgesetzt habe. Weiter waren im Bericht erstmals auch
die laufenden Inspektionen aufgeführt, so etwa eine Untersuchung zu den
Bevölkerungsszenarien, zur Öffentlichkeitsarbeit des Bundes oder zu DNA-Analysen in
Strafverfahren. Themen, die 2017 besonders im Fokus standen – die intensiv
untersuchte Problematik bezüglich der Bürgschaften des Bundes für die
Hochseeschifffahrt, die Sistierung von BODLUV oder die Evaluationen der
parlamentarischen Verwaltungskontrolle – wurden im Bericht bewusst nur am Rande
erwähnt. Die Räte nahmen am 6. (Ständerat) bzw. am 7. März (Nationalrat) Kenntnis vom
Bericht. 16

BERICHT
DATUM: 30.01.2018
MARC BÜHLMANN

Rund zwei Jahre nach Annahme des Postulats von Olivier Français (fdp, VD) zur Vergabe
von Ingenieurleistungen legte der Bundesrat seinen Bericht vor. Die Lösung der
Problematik sei im Bundesgesetz über das öffentliche Beschaffungswesen (BöB) zu
suchen, das sich in Revision befinde. Der Bundesrat habe beschlossen, die Eigenheiten
bei der Vergabe von intellektuellen Dienstleistungen in der Überarbeitung des BöB zu
berücksichtigen. Dort würden entsprechende Instrumente geschaffen, mit denen ein
sinnvoller und nachhaltiger Mitteleinsatz gewährleistet werde. Wichtig sei allerdings
dann die Praxis, also die Anwendung des Beschaffungsrechts, auf die der Bundesrat ein
Auge haben werde. 17

BERICHT
DATUM: 31.10.2018
MARC BÜHLMANN

Anfang Mai lag der Bericht zum Postulat Weibel (glp, ZH) vor, das vom Bundesrat eine
Einschätzung des Risikos bei IT-Beschaffungen verlangt hatte. Die zentrale Frage nach
der Höhe der Mehr- oder Minderkosten bei IT-Beschaffungen der Bundesverwaltung
aufgrund einer Abhängigkeit von IT-Anbietern konnte der Bundesrat allerdings nicht
beantworten. Ein Preisvergleich zwischen den marktmächtigen, vom Bund gewählten
Leistungserbringenden und den übrigen Anbietern sei aufgrund mangelnden
Wettbewerbs nicht möglich. Als Hilfsgrösse könne die Beschaffungsstatistik
herangezogen werde, die zeige, dass 2017 rund 10 Prozent aller Beschaffungen des
Bundes auf IT- und Telekommunikationsmittel entfielen. Die umsatzstärksten Firmen,
mit denen der Bund Verträge abgeschlossen habe, seien Acceleris, Atos, Business IT,
Elca, Global IT, Hewlett-Packard, Microsoft, Oracle, RUAG, SAP, SoftwareONE, SPIE ICS

BERICHT
DATUM: 01.05.2019
MARC BÜHLMANN
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und Swisscom, wobei Umsatzstärke nicht zwingend Abhängigkeit impliziere. Allerdings
seien der Bund wie auch Privatunternehmen in einzelnen Bereichen sehr wohl von IT-
Unternehmen mit Monopolstellung abhängig. Diese Abhängigkeit könne nicht beziffert
werden. Es sei aber zu berücksichtigen, dass die Zusammenarbeit mit marktmächtigen
Unternehmen durchaus auch Vorteile haben könne, etwa wenn ein Produkt bereits
praxiserprobt sei und aufgrund seiner Verbreitung über die gesamte Lebensdauer
günstiger sei als eine individuell entwickelte Lösung. Der Bericht schliesst mit
Handlungsempfehlungen: Bevor eine Beschaffung getätigt werde, müsse eruiert
werden, ob eine Ausschreibung nötig sei oder ob der Bedarf bundesintern abgedeckt
werden könne. Dies verlange eine bundesweite, transparente Übersicht aller
Beschaffungen sowie IT-Expertise beim Bund selber. Um das Klumpenrisiko zu senken,
sei es zudem ratsam, mehrere Anbieter zu engagieren (z.B. für Wartung, Support,
Erstellung von Hardware und Software). 18

Im Oktober 2019 legte die Bundeskanzlei den vom Postulat Müller (cvp, LU) verlangten
Bericht zu den Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit und Beratung vor, den sie
zusammen mit der EFV erstellt hatte. Im Bericht wurden die verschiedenen
Kostenstellen für die beiden Bereiche aufgelistet. Bei der Öffentlichkeitsarbeit fielen
amtseigene Personal- und Sachkosten an, aber auch Dienstleistungen Dritter, wie etwa
der SDA, Übersetzungskosten sowie Unterhalt und Betrieb des Medienzentrums.
Zusätzlich werden Kosten für Präventions- und Informationskampagnen eingerechnet,
aber nicht die Kosten amtlicher Veröffentlichungen oder gesetzlich vorgeschriebener
Publikationen. Der Beratungsaufwand wiederum berechne sich aus Auslagen für
Gutachten, also für den Einkauf «kurzfristig benötigte[n] Wissen[s]», aus Kosten für
Auftragsforschung sowie Entschädigungen und Spesen für Mitglieder
ausserparlamentarischer Kommissionen. 
Der Bericht machte deutlich, dass die Regierung einen verfassungsmässigen
Informationsauftrag habe. Die Öffentlichkeitsarbeit sei also kein Selbstzweck. Die
Kosten für die Öffentlichkeitsarbeit bewegten sich zwischen 2009 und 2018 um CHF 80
Mio. pro Jahr, mit einem Mindestbetrag von CHF 78.6 Mio. (2017) und einem
Höchstbetrag von CHF 84.3 Mio. (2018). Aufgeteilt nach Departementen zeigte sich,
dass das EDI (2018: CHF 16.8 Mio) und das VBS (2018: CHF 15.2 Mio.) am meisten und das
EJPD (2018: CHF 5.0 Mio) und das EDA (2018: CHF 7.0 Mio.) am wenigsten für
Öffentlichkeitsarbeit ausgaben. Die leichte Zunahme sei vor allem auf eine Zunahme
der Personalkosten (Wachstum der Vollzeitstellen) zurückzuführen, während die
Sachkosten eher gesunken seien.
Beim Beratungsaufwand zeigte sich im Untersuchungszeitraum – entgegen der
Erwartung des Postulanten – ein recht starker Rückgang der Ausgaben. Zahlte der Bund
2009 noch CHF 251.6 Mio. für Beratung und Auftragsforschung, lag dieser Betrag 2018
bei CHF 181.5 Mio. Am meisten, nämlich im Schnitt mehr als die Hälfte der
Gesamtkosten gab das UVEK für externe Beratung aus (2018: CHF 93.4 Mio.), gefolgt vom
EDI (2018: CHF 31.8 Mio.). Am sparsamsten sei auch hier das EDA (2018: CHF 4.4. Mio.).
Der Bericht wies allerdings steigende Kosten für externe Dienstleistungen aus (2009:
CHF 350 Mio; 2018: CHF 450 Mio.). Im Gegensatz zur externen Beratung gehe es hier
nicht um den Einkauf von Wissen, sondern es handle sich um Vor- und Hilfsleistungen.
Der Zuwachs erkläre sich durch Umkontierungen, so der Bericht.
In seinen Schlussfolgerungen sah der Bundesrat keinen Handlungsbedarf. Der Aufwand
für Öffentlichkeitsarbeit sei in den letzten 10 Jahren trotz höheren Anforderungen an
die Information und einer Zunahme an Informationskanälen stabil und der
Beratungsaufwand sei deutlich gesunken. Dies könne durchaus als Zeichen für das
Kostenbewusstsein in der Verwaltung gedeutet werden. 19

BERICHT
DATUM: 23.10.2019
MARC BÜHLMANN

Nachdem der Bundesrat in seiner Stellungnahme zum Bericht der GPK-NR die Motion
ausdrücklich begrüsst hatte, mit der eine Beratungs- und Anlaufstelle bei
Administrativ- und Disziplinaruntersuchungen in der Bundesverwaltung geschaffen
werden soll, und auch die GPK-SR deren Überweisung beantragt hatte, war die
stillschweigende Annahme im Ständerat in der Herbstsession 2020 keine Überraschung.
Kommissionssprecherin Maya Graf (gp, BL) erinnerte vor dem Entscheid daran, dass es
wichtig sei, eine Stelle zu haben, in der die nötige Expertise vorhanden sei, um heikle
Fragen nach Administrativ- und Disziplinaruntersuchungen in der Verwaltung zu klären.
Bundeskanzler Walter Thurnherr betonte, dass der Bundesrat vorhabe, die bereits
fachlich zuständigen Stellen – das Bundesamt für Justiz, das Eidgenössische
Personalamt und die Bundeskanzlei – explizit als Anlaufstellen für Fragen zu
Administrativ- und Disziplinaruntersuchungen zu definieren. 20

BERICHT
DATUM: 20.05.2020
MARC BÜHLMANN
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Bereits 2006 hatte die GPK-SR beim Beizug von externen Expertinnen und Experten in
der Bundesverwaltung Mängel festgestellt und den Bundesrat zu Reformen
aufgefordert. Weil die Kommission 2018 bei einer Nachkontrolle zwar Verbesserungen
festgestellt, aber auch Mängel bei der Umsetzung ihrer damaligen Empfehlungen
vermutet hatte, liess sie die PVK eine Kurzevaluation durchführen, die Mitte März 2020
vorgelegt wurde. Die Studie kam zum Schluss, dass «Dezemberfieber» und
«Hoflieferantentum» nicht generell ausgeschlossen werden könnten. Unter Ersterem
werden «nicht unbedingt notwendige Expertenaufträge» verstanden, die Ende Jahr
vergeben werden, um das laufende Budget auszuschöpfen. Von «Hoflieferantentum»
wird gesprochen, wenn stets die gleichen Expertinnen und Experten Aufträge erhalten.
Weiter kam die PVK-Evaluation zum Schluss, dass ein Controlling der Vergabe von
Mandaten schwierig sei, weil vor allem die Zuordnung von und Abgrenzung zwischen
effektiven Dienstleistungsaufträgen und politikorientierten Mandaten an Expertinnen
und Experten nicht klar sei. Es lasse sich deshalb nicht beurteilen, ob die Zahl von
Politikberatungsmandaten abgenommen habe, wie dies von der GPK-SR ursprünglich
gefordert worden war. Diese Mängel zeigten, so der Bericht, dass es nach wie vor
Schwächen bei der Erfassung und der Kontrolle von Mandaten gebe.

Gestützt auf die PVK-Evaluation gab die GPK-SR in ihrem Bericht vom Januar 2021
neuerliche Empfehlungen an den Bundesrat ab. Insbesondere müsse dieser dafür
sorgen, dass die Analyse von auffälligen Zahlungen Ende Jahr wirksamer und periodisch
wiederholt werde; dass Mechanismen eingeführt würden, mit denen unzweckmässige
Folgeaufträge entdeckt werden können; und dass die Kategorien für die Zuordnung zu
Dienstleistungsaufträgen bzw. politikorientierten Mandaten im Beschaffungswesen so
ausgestaltet würden, dass das Controlling vereinfacht werde.

Im März 2021 nahm der Bundesrat Stellung zu den Empfehlungen. Er lege grossen Wert
auf einen wirtschaftlichen Einsatz der Mittel und nehme die Weisungen der GPK-SR zur
Kenntnis. Allerdings würden ihm keine Hinweise für «Dezemberfieber» vorliegen und
auch im Bericht der PVK habe es keine Belege dafür gegeben. Er sehe deshalb davon ab,
«die knappen Ressourcen in die Suche nach diesem Phänomen zu investieren». Auch
für eine angemessene Überprüfung von «Hoflieferantentum» bestünden bereits
ausreichende Instrumente und Massnahmen. Auch hier lägen freilich «keine
Verdachtsmomente» vor, die eine noch genauere Prüfung rechtfertigen würden. Die
Beschaffungskategorien würden hingegen bereits seit Anfang Jahr laufend verfeinert
und den Bedürfnissen angepasst. 21

BERICHT
DATUM: 19.03.2021
MARC BÜHLMANN

Ende Juni 2021 legte der Bundesrat den Bericht zum Postulat von Jacqueline Badran
(sp, ZH) vor, den diese bezüglich eines möglichen Zulassungssystems für Open
Government Data verlangt hatte. Badran hatte angeregt, die Daten grundsätzlich frei
zugänglich zu machen, jedoch eine Kostenbeteiligung zu verlangen, falls sie für
kommerzielle Zwecke verwendet würden. 
Im Bericht wurde entsprechend untersucht, welche Daten überhaupt zur Verfügung
stehen, welche Akteure diese nachfragen, welche Preise verlangt werden könnten und
wie ein Zulassungssystem organisiert werden müsste. Der Bericht kam zum Schluss,
dass weder eine Kategorisierung von Daten mit und ohne wirtschaftlichem Potenzial, als
auch eine Kategorisierung der Nachfrage je nach kommerziellem Verwendungszweck
nicht realisierbar sei, was auch Überlegungen zu einer Preisstruktur obsolet und ein
niederschwelliges Zulassungssystem nur mit sehr hohen Kosten möglich machen würde.
Eine «gezielte Diskriminierung» einzelner Akteure beim Zugang zu Open Government
Data sei aber auch aus verfassungsrechtlicher Perspektive bedenklich. 22

BERICHT
DATUM: 23.06.2021
MARC BÜHLMANN

Ende Juni 2021 legte der Bundesrat den Bericht zum Postulat von Marcel Dobler (fdp,
SG) vor. Die E-Signatur für verwaltungsinterne Dokumente, die vom Freisinnigen
gefordert wird, wurde im Bericht zuerst definiert. So gibt es eine einfache und eine
fortgeschrittene elektronische Signatur. Die einfache Signatur kann keiner Person
zugeordnet werden und erlaubt entsprechend auch keine Identifizierung einer Person.
Die fortgeschrittene Signatur gehört hingegen einem Inhaber oder einer Inhaberin
persönlich, kann diese eindeutig identifizieren und wird ausschliesslich von diesen
kontrolliert. Darüber hinaus gibt es geregelte und qualifizierte elektronische Signaturen,
welche persönlich sind und ein höheres Sicherheitsniveau erreichen, sowie geregelte
elektronische Siegel, die auf Organisationen ausgestellt sind. In der Bundesverwaltung
werden fortgeschrittene elektronische Signaturen verwendet – so der Bericht. Zudem
verfügten alle Mitarbeitenden des Bundes über ein Authentifizierungs- und ein
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Verschlüsselungszertifikat. Weiter wurde im Bericht angemerkt, dass es in der
Verwaltung nur wenige Dokumente gebe, bei denen explizit eine Signatur verlangt wird.
Mit der elektronischen Geschäftsverwaltung werde zudem die Nachverfolgung von
Änderungen auf Dokumenten garantiert und transparent gemacht. Schwieriger gestalte
sich hingegen der Verkehr mit Akteuren ausserhalb der Bundesverwaltung, da dort
elektronische Signaturen noch nicht Standard seien.
Insgesamt kam der Bericht zum Schluss, «das kaum Handlungsbedarf besteht». Als
mögliche Massnahme wurde vorgeschlagen, dass der Bund Verhandlungen für
Regelungen für elektronische Signaturen mit der EU und wichtigen Partnerländern
vorantreibt. Darüber hinaus sollen vor allem intern eher Vereinfachungen angestrebt
werden; etwa indem keine elektronischen Signaturen, sondern lediglich elektronische
Bestätigungen eingesetzt würden, wo Ersteres nicht unbedingt nötig sei. Qualifizierte
Signaturen sollen hingegen im Verkehr mit Partnerinnen und Partnern ausserhalb der
Bundesverwaltung angewendet werden. 23

Fast zwei Jahre liess sich der Bundesrat Zeit für den Bericht in Erfüllung des Postulats
von Albert Vitali (fdp, LU), der abgeklärt haben wollte, ob die Information von
Kommissionen über Vorarbeiten für grössere IT-Projektvorhaben zu mehr Sicherheit
und Qualität und zur Vermeidung von «Fehlplanungen» führen könnte. Im Bericht
wurde darauf hingewiesen, dass grössere Projekte und insbesondere sogenannte
Schlüsselprojekte bereits heute in Form von Verpflichtungskrediten und Botschaften
dem Parlament vorgelegt würden. Zudem würden diese periodisch durch die EFK
geprüft und die GPK beider Räte erhielten jedes Halbjahr einen Bericht. Auch die
FinDel tausche sich mit den Departementschefinnen und -chefs regelmässig über
grössere geplante Projekte aus. Nicht zuletzt würden geplante Projektvorarbeiten auch
im Voranschlag ausgewiesen. Insgesamt könne das Informationsbedürfnis des
Parlaments mit den bestehenden Gefässen befriedigt werden. Der Bundesrat bemühe
sich aber, Inhalt und Ausrichtung wichtiger Vorhaben in diesen Gefässen noch früher
kenntlich zu machen. 24

BERICHT
DATUM: 03.12.2021
MARC BÜHLMANN

In ihrem Jahresbericht 2021 informierten die GPK und die GPDel über ihre
Aufsichtstätigkeiten, die sie gegenüber Bundesrat, Bundesverwaltung und Gerichte
wahrzunehmen haben. Neben den in verschiedenen Berichten im Laufe des Jahres
2021 bereits veröffentlichten Untersuchungen (Expertenbeizug in der
Bundesverwaltung, Schutz der Biodiversität, Geschäftsverteilung bei den
eidgenössischen Gerichten, Verhältnis zwischen Bundesanwaltschaft und
Aufsichtsbehörde, Kulturlandschutz, DNA-Analysen, Erfüllung angenommener Motionen
und Postulate, Untersuchungen zur Bewältigung der Covid-19-Pandemie), wurde im
Bericht insbesondere auf Tätigkeiten eingegangen, über die anderweitig noch nicht
öffentlich berichtet worden war. Hier hob die Kommission etwa die Arbeiten zu den
Belästigungsvorwürfen bei der SRG hervor. Dabei ging es insbesondere um die Rolle des
UVEK, das zumindest eine begrenzte Aufsicht über die als privaten Verein konzipierte
SRG innehat. Die GPK regte an, bei der nächsten Konzessionserneuerung eine
Bestimmung zur Vorbildfunktion der SRG bei der Personalführung einzuführen. Eine
Baustelle stelle das elektronische Patientendossier dar. Die Schwierigkeiten mit der
Einführung seien in der Vergangenheit unterschätzt worden und die GPK sei besorgt
über den Stand des Projekts, welches ein zentrales Instrument im Gesundheitsbereich
werden müsse, so der Bericht. Weiter beschäftigte sich die GPK mit einer
Untersuchung zum Umgang mit Klimafinanzrisiken, die auf eine Aufsichtseingabe von
Greenpeace zurückging. Unter Klimafinanzrisiken werden auf der einen Seite
Finanzrisiken für Finanzinstitute verstanden, die Folgen des Klimawandels sein können
– so etwa die Definition der FINMA. Greenpeace versteht unter Klimafinanzrisiken auf
der anderen Seite negative Auswirkungen von Geschäftstätigkeiten auf den
Klimawandel. Mittlerweile komme das Thema Nachhaltigkeit auch in Finanzinstituten an
und es gebe einige parlamentarische Vorstösse dazu, so der Bericht zur
Greenpeaceeingabe. Ein Dossier, das abgeschlossen werden konnte, war jenes zum
Sponsoring im EDA. Die im Rahmen der Expo 2020 in Dubai bekanntgewordene
finanzielle Unterstützung durch Philipp Morris habe zu einer Anpassung der
Transparenzregelungen hinsichtlich Sponsoring geführt. Darüber hinaus habe die Frage
der Rolle der Armee die GPK bei der Untersuchung der Geschehnisse um die Patrouille
des Glaciers interessiert. Die Untersuchung kam zum Schluss, dass das VBS seine
Kontrollfunktion stärker wahrnehmen und künftig bei von der Armee unterstützten,
aber von Privaten organisierten Veranstaltungen stärker auf Transparenz pochen müsse.
Darüber hinaus behalte sie ein Auge auf die internen Probleme am Bundesstrafgericht,
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so die GPK weiter. Im Berichtjahr sei es darum gegangen, die Umsetzung der
Empfehlungen für eine Verbesserung des Arbeitsklimas zu analysieren. Ein ganzes
Kapitel des Jahresberichts umfasste ferner die Arbeiten zur Covid-19-Inspektion, etwa
zu den Informationsquellen des EDI und des BAG, zum Management medizinischer
Güter, zum Erwerbsersatz für Selbständigerwerbende, zum Image der Schweiz im
Ausland, zur Einschränkung der politischen Rechte und zu Massnahmen im Asylbereich,
in der Wohn- und Mietpolitik sowie bei den Maturitätsprüfungen. 
Die Geschäftsprüfungsdelegation GPDel interessierte sich im Jahr 2021 in ihrer
Funktion der Beaufsichtigung des Nachrichtendienstes dafür, wie dieser das
Auskunftsrecht anwende. Im Zentrum stand zudem weiterhin die «Crypto-Affäre», wo
eine Nachkontrolle geplant ist. 

Auch die Parlamentarische Verwaltungskontrolle (PVK) berichtete in ihrem
Jahresbericht 2021 über ihre abgeschlossenen und laufenden Tätigkeiten. Bereits
publiziert worden war der Bericht über die Evaluation zur Geschäftsverteilung bei den
Bundesgerichten. Die laufenden Evaluationen über die Aufsichtstätigkeiten des Bundes
im Bereich Grundwasserschutz durch die Kantone, über die Zweckmässigkeit des
Controllings von Kompensationsgeschäften, wenn der Bund im Ausland Rüstungsgüter
beschafft (sogenannte Offset-Geschäfte) und über die Beteiligung des Parlaments im
Bereich von Soft Law sollten in nächster Zeit veröffentlicht werden.

Die Arbeit wird den Aufsichtsbehörden auch im Jahr 2022 nicht ausgehen. Im ebenfalls
veröffentlichten Jahresprogramm 2022 wurden über 150 Projekte aufgelistet, die
weiterverfolgt werden sollen. Zudem entschied sich die GPK für zwei neue
Inspektionen: die Behördenkommunikation vor Abstimmungen und die Messung der
Wirkung in der Entwicklungszusammenarbeit. 25

In der Frühjahrssession 2022 nahmen die beiden Kammern Kenntnis vom Jahresbericht
2021 der GPK und der GPDel. Im Ständerat fassten Matthias Michel (fdp, ZG), Maya Graf
(gp, BL), Charles Juillard (mitte, JU) und Hans Stöckli (sp, BE) als
Kommissionssprechende die zentralen Punkte des Berichts zusammen. Darüber hinaus
rechnete Matthias Michel vor, dass die GPK und die verschiedenen Subkommissionen in
116 Sitzungen zusammengekommen seien. Dies sei nur möglich dank effizienter
Arbeitsweise der Kommission, dank eines professionell arbeitenden GPK-Sekretariats
und dank der Bereitschaft von Bundesrat und Verwaltungskadern, Red und Antwort zu
stehen. Ohne Diskussion nahm der Ständerat vom Bericht Kenntnis. 

Wenige Tage später tat dies auch der Nationalrat. Sie wisse, dass der GPK-Bericht
«nicht das interessanteste Traktandum» sei. Dennoch sei die Aufgabe wichtig und sie
würde sich freuen, «wenn sie ein Ohr dafür haben», bat Prisca Birrer-Heimo(sp, LU) in
ihrem Votum als Kommissionssprecherin. Erst nach Ermahnung von
Nationalratspräsidentin Irène Kälin (gp, AG) kehrte allerdings etwas Ruhe im
Nationalratssaal ein und auch die Berichterstatterinnen für die Subkommissionen,
Yvonne Feri (sp, AG) und Manuela Weichelt (gp, ZG), konnten die wichtigsten Punkte aus
dem Bericht zusammenfassen. 26
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In der Sommersession 2022 stimmte der Nationalrat der Abschreibung des Postulats
Dobler (fdp, SG) zur Einführung einer E-Signatur für verwaltungsinterne Dokumente
zu. Mit Vorlegen des Berichts war das Postulat erfüllt worden. 27
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Er erachte Bestrebungen, mit welchen Akteure innerhalb der Bundesverwaltung besser
vernetzt werden können, als wirkungsvoller als die Schaffung eines Zentrums für
Innovation in der Bundesverwaltung – eines sogenannten «Public Innovation Hub» –,
schloss der Bundesrat seinen Bericht in Erfüllung des Postulats der FDP-Fraktion, den
er Ende September 2022 vorlegte. Mit dem Bundesgesetz über den Einsatz
elektronischer Mittel zur Erfüllung von Behördenaufgaben (EMBAG) wolle er Innovation
beschleunigen, erläuterte der Bundesrat zudem. In dieses Gesetz würden auch die
Motionen 21.4377 und 21.4490 einfliessen, welche die Förderung von innovativen
Leuchtturmprojekten verlangen. Darüber hinaus würden verschiedene Bundesämter
Projekte verfolgen, mit denen technologische Innovation innerhalb der Verwaltung
vorangetrieben werde. In Anbetracht dieser Entwicklungen, sei das Anliegen des
Postulats, innovative Ideen rasch umsetzbar zu machen, bereits erfüllt. Aus diesen
Gründen wolle die Regierung darauf verzichten, Ressourcen für einen «Public
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Innovation Hub» zu verwenden – so der Bericht. 28

In der Frühjahrssession nahmen die Räte vom Jahresbericht 2022 der GPK und der
GPDel Kenntnis. Im entsprechenden Rapport geben die parlamentarischen
Aufsichtsgremien jeweils einen Überblick über ihre Untersuchungstätigkeiten im
verflossenen Jahr. Dabei werden im Jahresbericht vor allem Tätigkeiten aufgeführt, die
(noch) nicht als Berichte veröffentlicht wurden. Solche Berichte waren im Jahr 2022
etwa für das Controlling von Offset-Geschäften, die Informatiksicherheit bei der Ruag,
das Evaluationsverfahren für das neue Kampfflugzeug, die Planung der
Berufungskammer des Bundesstrafgerichtes oder die Abklärung zur versuchten
Erpressung von Bundesrat Alain Berset vorgelegt worden. Die wichtigsten im
Jahrebericht der GPK und der GPDel aufgeführten, noch nicht veröffentlichten
Tätigkeiten waren Gegenstand der Präsentation der verschiedenen Sprecherinnen und
Sprecher der Kommissionen in den Ratsdebatten:

Im Nationalrat gab die Präsidentin der GPK-NR, Prisca Birrer-Heimo (sp, LU) einen
Gesamtüberblick: In rund 130 Sitzungen seien die GPK und verschiedene
Subkommissionen ihrer Aufsichtsarbeit nachgekommen. Die in verschiedenen
Berichten aufgeworfenen Fragen würden die Behörden zu Stellungnahmen und zur
Abgabe von Rechenschaft verpflichten. Eine starke Aufsicht sei wichtig – die Sprecherin
verwies freilich mit etwas Wehmut auf die lange diskutierte, schliesslich aber
abgelehnte Idee einer Stärkung der GPK im Rahmen einer parlamentarischen Initiative
von Rudolf Joder (svp, BE) – und helfe nicht nur, politischen Handlungsbedarf zu
erkennen, sondern stärke auch das Vertrauen in die Institutionen. Sie empfehle, auch
mal in die Berichte der GPK zu schauen: «Das gibt wichtige Inputs auch für Ihre Arbeit
in den sachpolitischen Kommissionen», beendete die GPK-Präsidentin ihr Votum.
Für die GPDel ergriff Yvonne Feri (sp, AG) das Wort, obwohl man eigentlich nichts
berichten dürfe, «weil alles geheim ist». Feri verwies auf den Inspektionsbericht zum
Fall Crypto AG, der auch die Frage aufwerfe, wie gemeinsame Operationen
ausländischer Geheimdienste mit dem schweizerischen Nachrichtendienst (NDB)
beaufsichtigt werden sollten und ob bzw. wann der Bundesrat darüber informiert sein
müsse. Bei der GPDel sei im Rahmen ihrer Administrativuntersuchung zudem auf
Befremden gestossen, dass eine Privatperson, die ohne den dafür vorgesehenen
Rekrutierungsprozess durchlaufen zu haben, mutmasslich für den NDB Informationen
beschafft habe, ohne dass dies mit dem VBS oder der GPDel abgesprochen gewesen
sei.
Thomas de Courten (svp, BL) berichtete für die Subkommission der GPK-NR, die das EDI
und das UVEK beaufsichtigten und in der man sich vor allem intensiv mit den
Bundesbetrieben beschäftige, so de Courten. Im Fokus habe dabei die Schweizerische
Sicherheitsuntersuchungsstelle (Sust) gestanden, deren Vorgehen bei einem Zugunfall
in Baden und beim Absturz der Ju-52 Anlass zu Beanstandungen gegeben hätten.
Weiterhin sorge das elektronische Patientendossier (EPD) für einige Aufsichtsarbeit, so
de Courten weiter. Die zuständigen Ämter würden zwar die Probleme aktiv angehen,
noch immer sei die Situation aber «wenig zufriedenstellend». Man sei zudem daran, das
Gesundheitsmanagement und die Digitalisierung des Gesundheitswesens im Auge zu
behalten. Hier seien noch einige Arbeiten, vor allem im Hinblick auf die
Zusammenarbeit zwischen EDI, BAG und Kantonen, nötig. 
Alfred Heer (svp, ZH) ergriff für die Subkommission EJPD/BK das Wort. Hier hätten sich
im vergangenen Jahr Fragen bezüglich der künftigen Integration der mit dem
Schutzstatus S ausgestatteten Flüchtlinge aus der Ukraine gestellt. Auch die Gewalt
gegen Asylsuchende in den Bundesasylzentren sei Gegenstand der Diskussionen
innerhalb der GPK gewesen. Diese Problematik werde die Kommission angesichts der
steigenden Zahl an Asylsuchenden weiter beschäftigen, so Heer, insbesondere auch,
weil immer auch die Frage nach genügend Unterbringungsmöglichkeiten im Raum
stehe. «Auch Asylbewerber [... haben] einen Anspruch auf korrekte Behandlung in den
Unterbringungszentren». Dafür sei der Bund verantwortlich, die Subkommission schaue
aber genau hin. 

Im Ständerat ergriff ebenfalls zuerst der Präsident der GPK-SR, Matthias Michel (fdp,
ZG) das Wort. Er sei sich bewusst, dass der Jahresbericht der GPK und der GPDel «nicht
zu den attraktivsten Geschäften in diesem Raum gehört»; wie bedeutend die GPK seien,
habe sich aber jüngst gezeigt, als die Aufsichtskommissionen beider Kammern sich
«sehr agil, schnell und wirkungsvoll» der «E-Mail-Leak-Affäre» angenommen und die
«Wogen betreffend Forderungen nach einer PUK» rasch geglättet hätten. Auch
Matthias Michel erwähnte die Zahl der Sitzungen, an denen sich die Kommissionen
ausgetauscht hätten, wobei diese Zahl auch deshalb höher sei als im Vorjahr, weil ein
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Teil der Arbeit nach wie vor den Massnahmen zur Bewältigung der Covid-19-Pandemie
gegolten hätten. Man sei hier bei etwa zwei Dritteln der Untersuchungstätigkeit: sechs
der zehn geplanten Berichte seien veröffentlicht, davon vier im Berichtjahr
(Erwerbsersatz für Selbstständigerwerbende, Beschaffung von Schutzmasken, die
Krisenorganisation des Bundes und die wirtschaftliche Landesversorgung). Neben den
bereits erwähnten Geschäften wies der GPK-Präsident zudem auf zwei neu eingeleitete
Inspektionen hin. Geplant sei eine Untersuchung über die Behördenkommunikation vor
Abstimmungen sowie über die Wirksamkeitsmessung in der internationalen
Entwicklungszusammenarbeit. 
Auch im Ständerat sprach in der Folge die Präsidentin der GPDel. Maya Graf (gp, BL)
wies darauf hin, dass die GPDel am 4. März ihren 30. Geburtstag gefeiert habe. Sie sei
damals aus der PUK zur «Fichenaffäre» hervorgegangen, infolge derer eine
parlamentarische Oberaufsicht über den Staatsschutz gefordert worden sei. Im
Berichtjahr habe sich die GPDel unter anderem am Umstand gestossen, dass
hinsichtlich Reaktion auf den Ukraine-Krieg die Schaffung von Führungsstrukturen zu
viel Zeit in Anspruch genommen habe. Die Kommission habe sich zudem Wissen über
die Organisation der Cyberabwehr verschafft und unter anderem festgestellt, dass das
Vorgehen bei der Informationsbeschaffung durch den NDB «nicht den gesetzlichen
Vorgaben entsprach». 
Die wichtigsten Tätigkeiten der Subkommission EDI/UVEK wurden in der Folge von
Marco Chiesa (svp, TI) rapportiert. Die ständerätliche Subkommission habe sich im
Rahmen der Untersuchungen zu den Covid-Massnahmen vor allem der Zusammenarbeit
zwischen Bund und Kantonen angenommen und sei dabei unter anderem zum Schluss
gekommen, dass die Kantone in Krisen künftig besser einbezogen werden müssten.
Auch Marco Chiesa wies auf das Interesse der Aufsichtskommissionen an einer
Verbesserung des Datenmanagements im Gesundheitswesen hin. Die Covid-19-
Pandemie habe hier grosse Defizite aufgezeigt. Nicht zuletzt bleibe auch die
Energieversorgung im Fokus der GPK, schloss der Tessiner Ständerat.
Schliesslich berichtete Othmar Reichmuth (mitte, SZ) für die Subkommission EFD/WBF
und hob lobend die «gut strukturierte und zweckmässige Organisation» beim
Beschaffungsprozess von Gütern und Dienstleistungen hervor, die sich die
Subkommission im Berichtsjahr genauer angeschaut habe. Die Arbeiten für die
Untersuchung der Beteiligung der Schweiz an Wirtschaftssanktionen im Rahmen des
Ukraine-Krieges seien im Gang. Dasselbe gelte nach wie vor auch für die Nachkontrolle
zu den Hochseeschifffahrtsbürgschaften. Im Rahmen der Information zum Stand des
Projektes «Digitale Verwaltung Schweiz» sei der Kommission versichert worden, dass
bis 2025 eine E-ID vorliegen werde. 29

Per 1. Januar 2022 hatte der Bundesrat in seinen Weisungen über Administrativ- und
Disziplinaruntersuchungen, wie von der Motion der GPK-NR verlangt, veröffentlicht,
wer die Beratungs- und Anlaufstelle bei Administrativ- und Disziplinaruntersuchungen
in der Bundesverwaltung übernimmt. Es sind dies die Bundeskanzlei und das
Bundesamt für Justiz, die künftig bundesverwaltungsintern insbesondere bei der
Vorbereitung und Durchführung von Administrativ- und Disziplinaruntersuchungen
beratend tätig sein werden. Entsprechend beantragte der Bundesrat die Abschreibung
der Kommissionsmotion. Diesem Antrag kamen die Räte in der Sommersession 2023
nach. 30
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In der Sommersession 2023 folgte der Nationalrat dem Antrag des Bundesrats und
schrieb das Postulat der FDP-Liberalen Fraktion zur Schaffung eines Zentrums für
Innovation in der Bundesverwaltung ab. Der Bundesrat hatte das Anliegen des
Postulats mit Vorlegen des Berichts als erfüllt angesehen. 31
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Mitte November 2023 legte der Bundesrat den Bericht zum Postulat von Min Li Marti
(sp, ZH) zu den Möglichkeiten für selbstorganisierte Arbeitsformen in der
Bundesverwaltung vor. Der Bericht lotete auf der Basis von Interviews mit erfahrenen
Verwaltungsmitarbeitenden und Führungspersonen insbesondere aus, inwiefern die
Soziokratie – Individuen sind prinzipiell gleichberechtigt an einer Organisation beteiligt
und finden Lösungen im Konsent-Prinzip – und die Holokratie – die Machtverteilung
wird dezentralisiert und eine Organisation mittels klaren Organisations- und
Entscheidungsstrukturen auf grösstmögliche Effizienz ausgerichtet – umsetzbar wären.
Der Bericht zeigte auf, dass es zwar in fast allen Departementen selbstorganisierte
Arbeitsformen gebe, dass die nach wie vor vorherrschenden hierarchischen Strukturen
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aber für eine breitere Durchsetzung neuer Arbeitsformen hinderlich seien. Die
Einführung von selbstorganisierten Arbeitssystemen mit hoher Flexibilität, flachen
Hierarchien und breiter Mitentscheidung bedinge neue Rollenverständnisse, den Willen
der Mitarbeitenden, Verantwortung zu übernehmen und die entsprechende
Unterstützung seitens der Führung. Der Bericht schloss mit der Vermutung, dass die
Forderungen nach neuen Arbeitsformen über die Zeit auch aufgrund eines
«Generationenwechsel[s] in der öffentlichen Verwaltung» zunehmen und sich in einer
«Arbeitswelt in Bewegung» immer mehr durchsetzen werden. 32

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In Erfüllung des Postulats Sommaruga (sp, BE) vom Vorjahr präsentierte der Bundesrat
den Bericht über die „Optionen für die Zusammenarbeit der Schweiz mit dem
Europäischen Ausschuss für Systemrisiken (ESRB)“. Darin sprach sich die Regierung
für eine informelle und unverbindliche Zusammenarbeit mit dem ESRB aus, da diese
gegenwärtig am besten dem Interesse der Schweiz entsprechen würde. Eine
formalisierte Kooperation mit dem ESRB hielt der Bundesrat für verfrüht. 33
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In Erfüllung eines Postulats von Marianne Binder-Keller (mitte, AG) veröffentlichte der
Bundesrat im Januar 2021 den Bericht zur Koordination des Abstimmungsverhaltens
der Schweiz in den UNO-Organisationen. Binder-Keller hatte die Prüfung von fünf
Punkten und die Erarbeitung von Umsetzungsvorschlägen derselben gefordert. In
seinem Bericht hielt der Bundesrat erstens fest, dass die Fachstelle «UNO-
Koordination» des EDA aktuell die Schweizer Stellungnahmen und die Resolutionen der
Generalversammlung, des ECOSOC und des Menschenrechtsrats koordiniere. Eine
Koordination aller Geschäfte, wie von Binder-Keller vorgeschlagen, würde jedoch einen
Personalausbau in der UNO-Koordination nötig machen, während dies in den
Fachämtern nicht zwingenderweise zu einem Personalabbau führen würde. Die
vorliegende Arbeitsteilung sei ressourceneffizient und habe sich bewährt, weshalb man
nicht davon abweichen wolle. Der zweite Punkt, die Prüfung von regelmässig
wiederkehrenden Resolutionen, erfülle das EDA mit seiner geltenden Praxis bereits. Die
Ausweitung der Konsultation der Aussenpolitischen Kommissionen auf alle
Resolutionen von UNO-Organisationen und -Unterorganisationen ist gemäss Bundesrat
zeitlich und ressourcentechnisch nicht zweckmässig. Das Kriterium der Wesentlichkeit
werde weiterhin zur Beurteilung, ob eine Konsultation stattfände, angewendet. Der
vierten Forderung Binder-Kellers, der jährlichen Information der Aussenpolitischen
Kommissionen über das Schweizer Abstimmungsverhalten, wollte der Bundesrat
Rechnung tragen, weshalb das EDA zukünftig auf seiner Webseite regelmässig
Abstimmungsergebnisse und Stimmverhalten publizieren werde. Damit werde auch das
fünfte Anliegen, die geforderte Transparenz gegenüber der Öffentlichkeit, erfüllt.
Darüber hinaus werde das EDA im Falle einer Mitgliedschaft im Sicherheitsrat die
Prioritäten der Schweiz jeweils auf der Webseite des EDA veröffentlichen, versprach
der Bundesrat. 34
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Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Geld, Währung und Kredit

Rétrospective annuelle 2019: Crédit et monnaie

L'année 2019 était l'occasion, pour la place financière helvétique, de «célébrer»
l'anniversaire des 10 ans de la fin du secret bancaire. Si le bilan est plutôt positif, les
acteurs du secteur notent surtout une refonte profonde des pratiques. L'un des
éléments clés de cette refonte est l'échange automatique de renseignements (EAR).
Alors que les premiers échanges ont été effectifs, de nouveaux accords ont été adoptés
par le Parlement. Parallèlement, le Forum mondial sur la transparence et l'échange de
renseignements à des fins fiscales a délivré la note «conforme pour l'essentiel» à la
Suisse, et les chambres fédérales ont adopté, après une conférence de conciliation, le
projet de loi pour la mise en œuvre des recommandations dudit Forum. Un rapport
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devra d'ailleurs être établi sur la mise en œuvre de cette loi. Par contre, la modification
de la loi sur l'assistance administrative fiscale (LAAF) n'a pas convaincu les
parlementaires qui ont décidé de ne pas entrer en matière. Finalement, plusieurs
objets qui visaient un renforcement de la législation pour les transactions offshores, les
paradis fiscaux, les flux financiers déloyaux et illicites, et l'assistance à un délit fiscal
hors de Suisse, ont tous été rejeté par le Parlement qui estime que des mesures
unilatérales ne sont pas pertinentes pour cette thématique multilatérale. 

Deux tendances mondiales se sont imposées sur l'agenda de la politique financière
helvétique: la finance durable et les nouvelles technologies financières. D'abord, à la
suite de l'engagement de la Suisse dans les Accords de Paris, plusieurs parlementaires
ont souhaité favoriser la finance durable en optimisant les conditions-cadres, et
notamment la fiscalité. Ensuite, les nouvelles technologies financières, comme la
«blockchain», ont attisé de nombreux débats sous la coupole. Les parlementaires ont
notamment questionné l'adéquation d'objets procéduraux et judiciaires avec ces
nouvelles technologies, ou encore la possibilité de créer des comptes numériques
privés auprès des banques centrales. De plus, l'arrivée sur le marché bancaire
helvétique de néobanques, l'obtention des premières licences bancaires pour des
cryptobanques et le projet Libra ont fait couler beaucoup d'encre. L'évolution de la
FinTech sur la place financière helvétique sera probablement encore au coeur des
débats dans les années à venir. 

Trois modifications législatives majeures ont occupé les parlementaires. Premièrement,
les débats sur la modification de la loi sur les droits de timbres ont pu reprendre après
l'adoption, en vote populaire, du projet fiscal 17. L'objet a été discuté en commission.
La CER-CN a ainsi demandé, avant de se prononcer, un rapport sur les conséquences
financières d'une abolition du droit de timbre. Deuxièmement, la modification de la loi
sur l'unité monétaire et les moyens de paiement (LUMMP) a été adoptée par les
chambres fédérales. Troisièmement, les deux chambres ont apporté des modifications
à la modernisation de la loi sur le contrat d'assurance (LCA), après avoir classé la
révision totale de la LCA.

En dehors de la coupole fédérale, d'autres thématiques ont animé les débats.
Premièrement, la Banque nationale suisse (BNS) a mis en circulation les nouvelles
coupures de 100 et 1000 francs. Ces deux dernières mises en circulation pour la
nouvelle série de billets ont été l'occasion de débattre sur la disparition progressive de
l'argent liquide et les risques liés au blanchiment d'argent. Deuxièmement, la BNS a
maintenu le cap de sa politique monétaire expansionniste. Afin de faire face aux
fluctuations du marché, au franc fort et à la tendance internationale morose, elle a
également augmenté ses avoirs à vue. Les taux d'intérêts négatifs ont engendré une
déferlante d'opinions d'économistes helvétiques. Ces opinions n'ont cessé de déferler
dans des sens contraires. Pendant ce temps, certaines banques commerciales ont
commencé à répercuter les taux négatifs sur leurs clients. Troisièmement, du côté des
banques commerciales, l'UBS a été condamnée, en première instance, a une amende
record de 3.7 milliards d'Euro dans son procès en France. Finalement, l'Union
européenne a mis fin à l'équivalence boursière avec la Suisse. Le sujet est désormais lié
aux discussions sur l'Accord-cadre.

Dans les journaux, la thématique «Crédit et monnaie» a représenté environ 5% des
articles mensuels. En 2019, un maximum de 7.5% d'articles ont été recensés en juillet.
Cette légère hausse est à mettre a crédit de la Banque nationale suisse (BNS) qui a
animé les débats avec de nombreuses discussions sur la force du franc et sur la baisse
des taux d'intérêts. Comme les débats sur les taux d'intérêts et le franc fort ont
continué d'occuper le haut de l'affiche sur la fin de l'année 2019, une légère hausse du
nombre d'articles est à signaler. Néanmoins, dans l'ensemble, l'année 2019 a été
légèrement moins riche en article -1.4% sur la thématique «Crédit et monnaie» que la
moyenne des autres années de la législature (2016-2018). 35

Rétrospective annuelle 2021 : Crédit et monnaie 

En 2021, le Conseil fédéral, autant que les parlementaires, se sont évertués à renforcer
l’attractivité de la place financière helvétique. Afin de toucher la cible, le Conseil
fédéral a tiré plusieurs flèches. D’abord, le gouvernement a soumis une réforme de
l’impôt anticipé. Cette réforme supprime l’impôt anticipé de 35 pour cent sur le
revenu des intérêts. L’objectif est de dynamiser l’émission d’obligations en Suisse.
Ensuite, la réforme de l’impôt anticipé répond à la volonté, émise en 2009 par le PLR,
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de supprimer les droits de timbre sur l’émission sur le capital-propre. L’acceptation de
la réforme de l’impôt anticipé a donc enterré le projet de loi fédérale sur les droits de
timbre. Finalement, la création, par l’intermédiaire de la nouvelle loi sur les placements
collectifs, d’un nouveau type de fonds «Limited Qualified Investor Funds» (L-QIF), doit
booster également l’attractivité de la place financière helvétique. 

En revanche, ni la majorité des parlementaires, ni le Conseil fédéral, n’ont rajouté la
finance durable, comme corde à l’arc de l’attractivité de la place financière helvétique
en 2021. Alors que de nombreux objets ont été déposés pour examiner une modulation
du droit de timbre basée sur des critères de compatibilité climatique, pour établir les
opportunités et modalités pour le renforcement de l’information sur la durabilité des
investissements financiers, pour envisager une taxe incitative sur les transactions
financières nuisibles au climat, ou encore pour interdire la distribution de dividendes
ou le rachat d’actions pour les entreprises dont les investissements ne sont pas
compatibles avec les objectifs climatiques – ils ont tous été soit rejetés, soit retirés.
D’ailleurs, la politique monétaire de la BNS, en terme de durabilité, a été fortement
critiquée dans la presse. A l’opposé, une motion pour expliciter le devoir fiduciaire
relatif à la prise en compte des risques climatiques et la décision de la FINMA d’obliger
la publication des rapports sur les risques que les changements climatiques font peser
sur l’activité de l’entreprise ont permis de faire quelques pas timides en direction de la
finance durable.

Le secteur bancaire a également été au centre de l’attention. D’un côté, la privatisation
de PostFinance, avec la refonte de la loi sur l’organisation de La Poste (LOP) a fait
couler beaucoup d’encre. Cette modification devrait permettre à PostFinance
d’accorder des hypothèques et crédits. Le Parlement est à l’aube d’un intense débat.
D’un autre côté, la révision partielle de la loi sur les banques (LB) est passée comme
une lettre à la poste au Parlement. 

Comme traditionnellement depuis quelques années, le bénéfice de la BNS, de CHF 21
milliards en 2020, a attisé les convoitises. Des voix ont résonné, sous la Coupole
fédérale, pour renforcer la générosité de la BNS, face à la crise économique et
financière du Covid-19. Ces voix se sont notamment appuyées sur le bénéfice généré
par la BNS grâce au levier des intérêts négatifs. Cette année, ces voix ont connu un
écho certain. Une nouvelle clé de répartition pour les cantons et la Confédération a été
validée, et la volonté d’utiliser le bénéfice de la BNS pour renflouer l’AVS a été
considérée. Par contre, la proposition du canton du Jura d’utiliser ce bénéfice pour
dynamiser la stratégie énergétique 2050 a été balayée. 

Sans faire trembler les murs du Parlement, la thématique d’une assurance suisse
contre les tremblements de terre s’est à nouveau imposée sur l’agenda parlementaire.
La proposition, de la Commission de l’environnement, de l’aménagement, du territoire
et de l’énergie du Conseil des États (CEATE-CE) d’instaurer une assurance avec un
système d’engagements conditionnels a fissuré les certitudes parlementaires. En effet,
alors qu’une motion et une initiative cantonale, pour la création d’une assurance
tremblement de terre obligatoire, ont été rejetées par le Parlement, la proposition de la
CEATE-CE a séduit les parlementaires.

Pour finir, dans les détails, le Parlement a adopté la loi sur le blanchiment d’argent
(LBA). Il s’agit d’une version édulcorée car les avocats, notaires et fiduciaires ne seront
pas assujettis à la LBA. Pour sa part, la BNS a mis en exergue l’explosion des risques de
capacité financière sur les marchés hypothécaires et immobiliers. 

Dans la presse helvétique, la politique monétaire, les banques, la bourse et les
assurances privées n'ont représenté, en moyenne, qu'environ 6 pour cent des articles
de presse liés à la politique helvétique. Aucune évolution notoire, en comparaison avec
les années précédentes, n'est à signaler (cf. figure 1 sur l’évolution des médias 2021 en
annexe). 36

Rétrospective annuelle 2022 : Crédit et monnaie

Alors que, depuis plusieurs années, le Conseil fédéral et le Parlement continuaient
d'alimenter la locomotive financière helvétique, l'année 2022 a été marquée par les
nombreux freins tirés, soit par la population, soit par la majorité du Parlement, soit par
le Conseil fédéral. En d'autres termes, malgré de nombreux projets de réforme, l'année
2022 a été marquée par une perte de vitesse des réformes liées à la place financière et
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aux banques helvétiques. 

Premièrement, la population helvétique a refusé la suppression du droit de timbre et la
réforme de l'impôt anticipé. Lors de deux votations populaires, les Suisses et
Suissesses ont sanctionné les velléités de la droite et du gouvernement de supprimer
progressivement la totalité des droits de timbre. Le PLR avait clamé, en 2009 déjà, son
ambition d'abolir l'ensemble des trois droits de timbre afin de renforcer l'attractivité
économique de la Suisse. Le 13 février 2022, 62.7 pour cent des citoyens et citoyennes
helvétiques ont refusé une suppression du droit de timbre d'émission sur le capital
propre. Le PS, les Verts et les syndicats ont saisi le référendum pour soumettre cette
réforme du droit de timbre à la population, et mené la bataille avec une campagne qui
interrogeait les votant.e.s sur «A qui profite la suppression du droit de timbre
d'émission sur le capital propre?». Dans les urnes, les citoyens et citoyennes
helvétiques ont, toutes régions confondues, rejeté la réforme à plus de 60 pour cent.
Puis, le 25 septembre 2022, 52.01 pour cent des citoyens et citoyennes helvétiques ont
rejeté la modification de la loi fédérale sur l’impôt anticipé. Cette réforme de l'impôt
anticipé, prévoyait notamment la suppression du droit de timbre de négociation sur les
obligations et exonérait les placements suisses de l'impôt anticipé. Lors de cette
campagne, une impression de déjà-vu a dominé les débats. L'analyse APS des journaux
indique que ces deux votations ont dynamisé les thématiques liées au marché financier
et aux banques. En comparaison, en 2022, ces deux thématiques ont capturé plus de 5
pour cent des articles sur la politique, alors qu'ils ne représentent, de 2016 à 2021,
qu'environ 3 pour cent. Il est notamment possible de noter un pic en janvier-février
2022. Lors de la campagne sur la votation du 13 février, la presse helvétique a consacré
7 pour cent de ses articles sur la politique à ces thématiques. A l'inverse, la campagne
de votation du 25 septembre n'a pas généré un autant grand trafic. «Seulement» 4.6
pour cent de ces articles sur la politique ont traité de la thématique des marchés
financiers et des banques. Ce relativement faible pourcentage, en comparaison avec la
campagne du 13 février, s'explique par la prépondérance des campagnes sur la réforme
de l'AVS21 et sur l'initiative populaire sur l'élevage intensif qui ont phagocyté la
campagne. Au final, ces deux rejets successifs de la population ponctuent un feuilleton
de plus de dix années sur la suppression des droits de timbre. 

Deuxièmement, la majorité du Parlement, et le Conseil fédéral, ont successivement
balayé toutes les velléités d'ajouter des wagons au train de la finance durable
helvétique. Tout d'abord, le Parlement a rejeté plusieurs objets qui visaient une plus
grande transparence sur l'impact des portefeuilles des investisseurs institutionnels sur
le changement climatique, une politique financière compatible avec les impératifs
environnementaux de la gouvernance, une veille micro- et macroprudentielle des
risques financiers liés au changement climatique et la création d'un comité d'éthique
pour évaluer les décisions d'investissements de la Banque nationale suisse (BNS). Pour
sa part, comme en 2021, le Conseil fédéral a confirmé qu'il préconisait l'autorégulation
de la finance helvétique avec un rôle uniquement subsidiaire pour l'État et non
régulateur. Finalement, afin de maintenir le wagon de la finance durable sur les rails de
la politique helvétique, un groupe de cinq parlementaires d'horizons politiques
différents (Verts, Vert'libéraux, PS, Centre et PLR) ont déposé cinq motions identiques
pour dynamiser les investissements écologiques grâce à une banque publique
helvétique. Si le Conseil fédéral a déjà affirmé son scepticisme, le dossier sera traité
dans les chambres en 2023.

Troisièmement, le Parlement a rejeté la privatisation de PostFinance. Alors que le
Conseil fédéral a soumis un prototype de révision partielle de la Loi sur l'organisation
de la Poste (LOP), avec comme objectifs de lever d'abord l'interdiction à PostFinance
d'octroyer des crédits et des hypothèques, puis de privatiser PostFinance, l'ensemble
du Parlement a préféré un retour au Conseil fédéral, plutôt qu'une réforme
expérimentale. Autant au Conseil des États, qu'au Conseil national, tous les partis
politiques ont fustigé cette révision de la LOP. 

Quatrièmement, le bénéfice de la BNS a déraillé et a forcé les politiciens et
politiciennes à ralentir leur appétit financier. La perte estimée d'environ CHF 150
milliards pour la BNS, pour l'année 2022, est due essentiellement aux positions en
monnaies étrangères déficitaires, avec la guerre en Ukraine en toile de fond. Cette
perte, inédite depuis 2008, a refroidi les politicien.ne.s suisses. De ce fait, le Conseil
national a notamment rejeté une initiative parlementaire pour affecter les bénéfices de
la BNS à la mise en œuvre de la politique énergétique 2050 et une motion pour clarifier
la fonction de la réserve pour distributions futures dans le bilan de la BNS. En parallèle,
cette perte a provoqué des maux d'estomac aux argentiers cantonaux qui avaient pris
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l'habitude de bénéficier de cette manne financière supplémentaire. 

Cinquièmement, l'économie et la presse helvétique ont salué la fin des taux négatifs. La
conjoncture économique mondiale, la hausse des prix des biens et services, avec
notamment les prix de l'énergie, et les conséquences économiques de la crise du
Covid-19, ont forcé la BNS a rehaussé son taux directeur, d'abord de 0.50 points en
avril 2022, puis de 0.75 points en septembre 2022, et à nouveau de 0.5 points en
décembre 2022 mettant un terme à la situation inédite des taux négatifs. Le taux
directeur de la BNS fini donc l'année 2022 à 1 pour cent. Cette hausse était pressentie
dès le début de l'année. D'un côté, cela a confirmé qu'en 2022 l'inflation semble avoir
détrôné le franc fort sur la liste des préoccupations de la BNS. Après avoir percuté la
parité au printemps 2022, le franc a continué son appréciation face à l'euro. Il flirtait
avec les 95 centimes à la fin de l'été 2022. D'un autre côté, la hausse du taux directeur
de la BNS a mis sous pression le marché hypothécaire helvétique. Les taux
hypothécaires n'ont cessé de croître et l'Autorité fédérale de surveillance des marchés
financiers (FINMA) s'est inquiétée d'une surchauffe du marché immobilier. A partir de
là, la BNS a forcé la main du Conseil fédéral pour réactiver le volant anticyclique
sectoriel de fonds propres qui avait été désactivé en mars 2020, face à la crise du
Covid-19.

Sixièmement, la transparence financière a été au cœur des débats en 2022. Pour
commencer, les révélations sur les clients Crédit Suisse et les «Suisse Secrets» ont
posé la question de la liberté de la presse concernant la place financière. Puis, la guerre
d'agression de la Russie en Ukraine a mis le secteur bancaire helvétique sous les feux
des projecteurs. Si le Conseil fédéral a d'abord été critiqué pour son attentisme, il a fini
par s'aligner sur les sanctions occidentales. Ensuite, Pierin Vincenz, ex-dirigeant de la
banque Raiffeisen Suisse, a été condamné pour gestion déloyale, abus de confiance et
faux dans les titres. Est-ce que cette sanction marque un tournant dans les relations de
la finance avec la justice? Finalement, plusieurs objets liés à la transparence ont
également été débattus au Parlement. La Berne fédérale a ainsi accepté des postulats
sur le traçage des transactions financières en crypto-monnaies, sur la
responsabilisation des cadres supérieurs des établissements financiers helvétiques et
sur le renforcement des efforts de transparences des flux financiers. En outre, le
Conseil national a validé l'extension de l'échange automatique de renseignements
relatif aux comptes financiers (EAR) avec douze États supplémentaires. 

Pour finir, la révision partielle de la loi sur la surveillance des assurances (LSA) est
arrivée à destination. Elle a été adoptée par les deux chambres. Pour sa part, le Conseil
fédéral a mis sur les rails la modification de la loi sur les infrastructures des marchés
financiers (LIMF). L'objectif est l'équivalence boursière, à moyen terme, avec l'Union
européenne (UE). 37

Rückblick auf die 51. Legislatur: Geld, Währung, Kredit

Autorinnen und Autoren: Guillaume Zumofen, Catalina Schmid und Anja Heidelberger

Stand: 17.08.2023

Rückblickend bleibt im Themenbereich «Geld, Währung und Kredit» wohl von der 51.
Legislatur vor allem der Untergang der Credit Suisse und ihre Übernahme durch die
UBS im Gedächtnis. Nachdem die Credit Suisse bereits seit Jahren durch schlechte
Nachrichten, insbesondere bezüglich Verlusten, Managementwechseln und Skandalen,
aufgefallen war, verschlechterte sich ihre Situation im März 2023 dramatisch. Der
massive Vertrauensverlust in die Bank führte zu einem Einbruch ihrer Aktien, der auch
durch eine Liquiditätsspritze der Nationalbank nicht mehr aufgehalten werden konnte.
Trotz noch ausreichender Liquidität wurde Mitte März 2023 die Übernahme der CS
durch die UBS bekanntgegeben. Die Übernahme erfolgte zu einem
«Schnäppchenpreis» von CHF 3 Mrd., wobei der Bund die Übernahme mit
Verlustgarantien für die UBS in der Höhe von CHF 9 Mrd. sowie mit einem
Liquiditätsdarlehen an die SNB in der Höhe von CHF 100 Mrd. absicherte. Mitte August
2023 kündigte die UBS die entsprechenden Sicherheiten, mit denen der Bund somit
insgesamt Garantien in der Höhe von CHF 200 Mio. einnahm. Die Ereignisse im März
2023 lösten eine Flut an Vorstössen zur Aufarbeitung der Geschehnisse und zur
Revidierung der Gesetzgebung zu den Grossbanken aus und führten in der
Sommersession 2023 schliesslich auch zur Einsetzung der erst fünften
parlamentarischen Untersuchungskommission (PUK) der Schweizer Geschichte.
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Darüber hinaus stand der Schweizer Finanzplatz auch aufgrund zweier missglückter
Versuche zu seiner Stärkung im medialen Interesse. So hatten Bundesrat und Parlament
eine Abschwächung des Gesetzes über die Stempelabgaben (StG) sowie des
Verrechnungssteuergesetzes (VStG) erarbeitet, mit denen die Emissionsabgabe auf
Eigenkapital respektive die Umsatzabgabe auf Obligationen abgeschafft sowie
Schweizer Anlagen von der Verrechnungssteuer befreit werden sollten. Beide
Gesetzesänderungen wurden jedoch im Februar 2022 und September 2022 von den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern verworfen, nachdem gegen die Vorlagen das
Referendum ergriffen worden war. Gemäss Nachabstimmungsbefragungen
befürchteten die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger vor allem, dass die
Grosskonzerne auf Kosten der Bürgerinnen und Bürger von einer Annahme der beiden
Vorlagen profitiert hätten. 

International sorgten die Schweizer Banken aufgrund bestimmter Ereignisse während
der 51. Legislatur für negative Schlagzeilen: Zwar übernahm der Bundesrat die
Sanktionen der EU aufgrund des Ukraine-Krieges, dennoch riss die Kritik bezüglich
einer späten und zu laschen Umsetzung der Sanktionen durch die Banken nicht ab. In
der 51. Legislatur wurde auch das Geldwäschereigesetz (GwG) revidiert, wobei das
Parlament die vom Bundesrat in Anlehnung an den Bericht der Financial Action Task
Force (FATF) vorgeschlagenen Massnahmen deutlich abschwächte. 

Für positive Schlagzeilen hatten die Banken noch zu Beginn der Covid-19-Pandemie
gesorgt, als sie zusammen mit dem Bundesrat, der SNB, der FINMA und der FinDel in
kürzester Zeit Überbrückungskredite schufen, um die von den Massnahmen zur
Eindämmung der Pandemie gebeutelten Unternehmen zu unterstützen. So konnten
insbesondere KMU vergleichsweise unbürokratisch Kredite in der Höhe von insgesamt
CHF 40 Mrd. aufnehmen, für welche der Bund die Solidarhaftung übernahm.
Ausgeschöpft wurden davon jedoch «nur» Kredite in der Höhe von CHF 16.9 Mrd.

Auch die Nationalbank stand in der 51. Legislatur immer wieder im Zentrum des
Interesses. So sah sich die SNB ab Frühjahr 2022 aufgrund der schleppenden
Konjunktur der Weltwirtschaft, der Preisanstiege, insbesondere im Energiebereich, und
der wirtschaftlichen Folgen der Covid-19-Pandemie zu einer Aufgabe der Negativzinsen
und zu mehrfachen Erhöhungen des Leitzinses gezwungen. Noch während der
Pandemie hatte die SNB mehrfach auf den Märkten interveniert, um eine Aufwertung
des Frankens zu verhindern – was zu Vorwürfen der Wechselkursmanipulation durch
die USA geführt hatte. Nach Aufgabe der Negativzinsen wurde einerseits der Franken
gegenüber dem Euro aufgewertet, andererseits stiegen die Hypothekarzinsen an,
woraufhin der Bundesrat den antizyklischen Kapitalpuffer reaktivierte.

Solange sie noch vorhanden waren, waren die Negativzinsen von grossem medialem
Interesse aufgrund der von der SNB dadurch erzielten hohen Gewinne, insbesondere
während der Pandemie (im Jahr 2019 lag der Gewinn zum Beispiel bei CHF 49 Mrd.).
Während der Bund mit rekordhohen pandemiebedingten Ausgaben und zahlreichen
teuren Projekten zu kämpfen hatte, wurden immer wieder Vorschläge eingebracht, wie
die Gewinne der SNB aus den Negativzinsen verwendet werden könnten – etwa für den
Abbau der Covid-19-Schulden, für die AHV-Finanzierung oder für die Energiestrategie
2050. Diese Bestrebungen fanden im Jahr 2022 ein jähes Ende, als die SNB einen
Verlust von CHF 142 Mrd. bekannt gab.

Im Versicherungsbereich wurden allen voran das Versicherungsvertragsgesetz (VVG)
sowie das Versicherungsaufsichtsgesetz (VAG) revidiert – Letzteres führte denn in der
51. Legislatur auch zu den ausführlichsten Debatten in diesem Themenbereich. Das
über hundertjährige Versicherungsvertragsgesetz sollte einer Totalrevision unterzogen
und die Regelungen der Versicherungsverträge an die aktuellen Begebenheiten
angepasst werden. Ein erster Entwurf war 2013 an den Bundesrat zurückgewiesen
worden, der neuste bundesrätliche Vorschlag wurde in der Folge im Frühling 2019 bis
weit in die Mitte des Parlaments als zu versicherungsfreundlich kritisiert. In einer
ausführlichen Behandlung fand das Parlament in den wichtigsten Punkten jedoch
Kompromisse zwischen Anliegen des Konsumentenschutzes und der Versicherungen, so
dass das angedrohte Referendum nicht ergriffen wurde. 
Die Teilrevision des Versicherungsaufsichtsgesetzes beinhaltete schliesslich
insbesondere Regelungen für den Sanierungsfall einer Versicherung,
Aufsichtserleichterungen für Versicherungen mit ausschliesslich professionellen
Kundinnen und Kunden sowie Vorschriften bei der Versicherungsvermittlung, wobei das
Parlament jedoch die umstrittene Ombudspflicht, welche den Versicherten bei
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Streitigkeiten eine Anlaufstelle garantiert hätte, aus dem Projekt strich.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022

Jahresrückblick 2023: Geld, Währung und Kredit

Der Themenbereich «Geld, Währung und Kredit» war 2023 stark von den
Geschehnissen rund um den Untergang der Credit Suisse (CS) geprägt. Die Situation
der CS, die aufgrund massiver Verluste und Skandale bereits seit einigen Jahren im
Krisenmodus stand, verschlechterte sich im März 2023 dramatisch. Innerhalb von zwei
Wochen überschlugen sich verschiedene Ereignisse, wodurch sich die Vertrauenskrise
der Bank zuspitzte und die CS-Aktien drastisch an Wert verloren. Die Bank schaffte es
trotz intakter Kapitalisierung und einer ausserordentlichen Liquiditätsspritze der SNB
nicht, ihre massiven Geldabflüsse zu stoppen. Noch Mitte März 2023 wurde schliesslich
die Übernahme der CS durch die UBS zu einem «Schnäppchenpreis» von CHF 3 Mrd. in
Form von UBS-Aktien bekanntgegeben. Mittels verschiedener Notverordnungen schuf
der Bundesrat die Rahmenbedingungen für eine erfolgreiche Umsetzung und
verabschiedete dazu eine Verlustgarantie von CHF 9 Mrd. für die UBS sowie weitere
Liquiditätsdarlehen für die beiden betroffenen Banken in der Höhe von insgesamt CHF
200 Mrd. Bereits Mitte Juni 2023 war die Credit Suisse mit dem formellen Vollzug der
Übernahme Geschichte. Nachdem die von der CS bezogenen Liquiditätsdarlehen in der
Höhe von CHF 100 Mrd. bereits per Ende Mai zurückbezahlt worden waren, kündigte die
UBS schliesslich Mitte August die übrigen CHF 109 Mrd. an Sicherheiten. Der
Zusammenbruch des einstigen Schweizer Vorzeigeinstituts führte zu einer breiten
öffentlichen und vor allem medialen Debatte rund um die Verantwortlichkeiten, die
gefundene Lösung sowie den Umgang mit der Krise und den Folgen der neuen
Megabank UBS – beobachtbar auch in den zeitweise heftigen Ausschlägen in der
medialen Berichterstattung, wie Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse verdeutlicht. In
der eigens zu dieser Thematik einberufenen ausserordentlichen Session im April 2023,
aber auch in den darauffolgenden Sessionen, reagierte das Parlament auf die Ereignisse
vom März mit zahlreichen Vorstössen zur Aufarbeitung der Geschehnisse, zum
künftigen Umgang mit systemrelevanten Banken sowie zur Rolle von
Aufsichtsinstitutionen wie der Finma oder der WEKO. In der Sommersession beschloss
das Parlament schliesslich den Einsatz der erst fünften parlamentarischen
Untersuchungskommission (PUK) in der Schweizer Geschichte. 

Fast gänzlich unbeachtet von den Medien gab es aber noch weitere Ereignisse in
diesem Themenbereich. So führte der Bundesrat die Arbeiten zur Änderung des
Bankengesetzes für eine staatliche Liquiditätssicherung für systemrelevante Banken
fort; im Mai eröffnete er dazu die Vernehmlassung für den sogenannten Public Liquidity
Backstop (PLB) und präsentierte im September die Botschaft. Der PLB war im Rahmen
der zusätzlichen Liquiditätspakete für die CS-Übernahme im März bereits per
Notverordnungen zur Anwendung gekommen, soll aber als Instrumentarium für
Bankenkrisen ebenfalls ins ordentliche Recht überführt werden. 

Die Nationalbank setzte ihre restriktive Geldpolitik im Jahr 2023 fort und erhöhte im
März und Juni erneut die Leitzinsen, womit sich diese von 1 Prozent Anfang Jahr auf 1.75
Prozent (ab Juni) erhöhten. Im Kontext der ebenfalls steigenden Referenz- und
Hypothekarzinsen und den damit einhergehenden Mietpreiserhöhungen löste die
Nationalbank damit eine Debatte über einen Zielkonflikt in der Bekämpfung der
Inflation aus. Teilweise als Begleiterscheinung der hohen Zinsen setzte der Franken
2023 seinen Aufwärtstrend erneut fort, wobei der Euro-Wechselkurs zeitweise beinahe
am Tiefstwert von rund 0.95 im vorherigen Jahr kratzte. Nachdem die Nationalbank im
Vorjahr mit dem erlittenen Rekordverlust von CHF 132 Mrd. vor allem negative
Schlagzeilen gemacht hatte, schrieb sie im ersten Quartal 2023 mit verbuchten
Gewinnen in der Höhe von CHF 26.9 Mrd. bereits wieder schwarze Zahlen. Diese
Gewinne schmolzen wegen wiederholten Verlusten in den zwei darauffolgenden
Quartalen jedoch bis September auf CHF 1.7 Mrd., wodurch die Chancen einer
Gewinnausschüttung der SNB an Bund und Kantone im kommenden Jahr von
Expertinnen und Experten erneut nahezu auf Null geschätzt wurden.

Aufmerksamkeit erhielt im Berichtsjahr auch das Thema «Bargeld». So hatte die
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Bedeutung des Bargelds in der Schweiz gemäss einer Bevölkerungsumfrage der SNB im
Vergleich zu den vergangenen Jahren wieder zugenommen. Im Einklang mit dieser
Entwicklung gab die Bundeskanzlei im Februar 2023 auch bekannt, dass die 2021
lancierte Volksinitiative «Bargeld ist Freiheit» zustandegekommen sei. Die Initiative soll
die Bargeldversorgung der Schweiz sicherstellen und den Franken als Schweizer
Währung sichern. Der Bundesrat unterstützte das Anliegen des Schutzes des Bargelds
und schlug in einem direktem Gegenentwurf zur Initiative vor, die bestehenden
Gesetzesartikel dazu auf Verfassungsebene anzuheben. Im März lancierte das
Initiativkomitee ein zweites, themenähnliches Volksbegehren, die «Ich zahle bar»-
Initiative», welche konkretere Vorschriften zum Bezug und zur Akzeptanz des Bargelds
verlangte. 

Im Börsenbereich nahm das Parlament zwei Änderungen des
Finanzmarktinfrastrukturgesetzes (FinfraG) vor. Einerseits wurden die bisher auf
Notrecht begründeten Regelungen zum Schutz der Schweizer Börseninfrastruktur ins
ordentliche Recht überführt. Andererseits schuf das Parlament einen Straftatbestand
im FinfraG für Fälle von unwahren oder unvollständigen Angaben in öffentlichen
Kaufangeboten. 38

Finanzmarkt

Zwecks Erfüllung der Postulate Ingold (evp, ZH) und Maury Pasquier (sp, GE) publizierte
der Bundesrat im Oktober 2016 den Bericht „Unlautere und unrechtmässige
Finanzflüsse aus Entwicklungsländern“. Der Bericht anerkannte die Problematik von
diesen sogenannten "Illicit Financial Flows" (IFF), weil diese ein Hindernis für eine
nachhaltige Entwicklung darstellten. Zu bekämpfen seien diese Finanzströme aufgrund
der grenzüberschreitenden Charakters dieses Phänomens gemäss Regierung jedoch
über einen internationalen Ansatz. Die Schweiz trage diese Bemühungen mit, indem sie
in den letzten Jahren bedeutende Fortschritte bei der Umsetzung internationaler
Standards bezüglich Geldwäscherei, Terrorismusbekämpfung und
Informationsaustausch in Steuersachen erzielt habe. 39

BERICHT
DATUM: 12.10.2016
NICO DÜRRENMATT

Le comité consultatif pour l'Avenir de la place financière  helvétique a dressé son
premier rapport. Ce comité, institué en 2016, dirigé par le professeur Aymo Brunetti,
est chargé d'aborder les questions relatives à la place financière d'un point de vue
stratégique, mais aussi d'élaborer des recommandations pour l'avenir de la place
financière suisse. Pour ce premier rapport, le comité s'est penché précisément sur la
finance numérique. Le groupe considère ainsi que l'Etat doit favoriser l'innovation et
que la réglementation doit garantir la concurrence dans ce nouveau secteur. Il soutient
le Conseil fédéral qui avait approuvé un rapport en octobre 2016 sur les nouvelles
technologies financières (FinTech). 40
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La numérisation se dessine comme un moteur incontournable de l’innovation. Dans
cette optique, le développement à long-terme de la distributed ledger technology (DLT)
et de la blockchain s’impose dans le secteur de la finance et dans l’économie suisse de
manière générale. Le rapport bases juridiques pour la DLT et la blockchain en Suisse
définit les conditions-cadres nécessaires à un développement optimal, durable et
éthique de ces technologies. En se basant sur ce rapport, le Conseil fédéral estime que
plusieurs adaptations ponctuelles du droit sont indispensables. Premièrement, en ce
qui concerne le droit civil, aucune adaptation n’est nécessaire pour les jetons
cryptographiques (tokens), comme le bitcoin, qui représentent des actifs immatériels.
Par contre, il est indispensable d’adapter le droit des papiers-valeurs afin de prendre
en considération les jetons qui représentent des droits matériels. Deuxièmement, la
prise en compte des cryptoactifs lors d’une faillite doit être envisagé dans le droit de
l’insolvabilité. Troisièmement, le Conseil fédéral estime que le droit des marchés
financiers est déjà adapté à ces nouvelles technologies. Des modifications globales ne
sont donc pas nécessaires. Quatrièmement, le risque d’utilisation frauduleuse des
cryptoactifs existe. Néanmoins, le Groupe interdépartemental de coordination sur la
lutte contre le blanchiment d’argent et le financement du terrorisme (GCBF) estime
que la loi sur le blanchiment d’argent (LBA) englobe les activités liées aux
cryptomonnaies. 41
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Le Conseil fédéral a publié son rapport sur le développement durable dans le secteur
financier. Dans ce rapport, le Conseil fédéral positionne la finance durable comme une
opportunité et un moteur pour la place financière helvétique. Afin de renforcer la
Suisse sur le marché international de la finance durable, il est donc primordial
d'exploiter la numérisation, d'internaliser les coûts externes imposés à l'environnement
et de renforcer la transparence pour garantir une information transversale pour
l'ensemble des acteurs du marché. Dans cette optique, le Conseil fédéral souhaite
créer les conditions-cadres pour favoriser le développement de la finance durable. Il
cite notamment un renforcement de la transparence, du reporting, de la diligence, de
l'évaluation des risques et de l'accès au marché. 42
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Le postulat d'Adèle Thorens Goumaz (verts, VD) sur la compétitivité de la place
financière helvétique du point de vue de la finance durable a été classé.
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Kapitalmarkt

Ende 2009 hatte der Bundesrat in Beantwortung eines vom Ständerat überwiesenen
Postulats Konrad Graber (cvp, LU) einen von der Finanzmarktaufsicht (Finma) und der
Nationalbank (SNB) gemeinsam erarbeiteten Bericht zur künftigen „Strategischen
Stossrichtung für die Finanzmarktpolitik der Schweiz“ veröffentlicht. Als Ansatz zur
Bewältigung der mittel- und langfristigen Herausforderungen an den Finanzplatz
Schweiz wurden darin vier finanzmarktpolitische Ziele samt entsprechenden Strategien
festgehalten. Die internationale Wettbewerbsfähigkeit des schweizerischen
Finanzsektors soll erstens mittels Schaffung geeigneter steuerlicher
Rahmenbedingungen (Unternehmenssteuerreform III, Prüfung der Verrechnungs- und
Stempelsteuer) und bedachter regulatorischer Eingriffe zum Schutz der Gläubiger,
Anleger und Versicherer erhalten bleiben bzw. gestärkt werden. Zweitens sollen
Hindernisse für den Zugang schweizerischer Finanzintermediäre (Banken,
Vermögensverwaltung, Fonds) im internationalen Markt systematisch angegangen
werden, indem sich die Schweiz um die weitere Liberalisierung der Märkte über
Dienstleistungsabkommen im Rahmen der WTO (GATS) und mit der EU, über
Freihandelsabkommen und über Gleichwertigkeitsanerkennungen bemüht. Im weiteren
soll auch der autonome Nachvollzug von EU-Regulierung schweizerischen
Finanzdienstleistern den Zutritt in den europäischen Markt erleichtern. Drittens hielt
das Papier eine Verschärfung der Eigenmittel- und Liquiditätsvorschriften durch die
Finma sowie einen verbesserten Einlegerschutz als Unterstützungsmassnahmen des
Finanzsystems in seiner systemrelevanten Dimension fest. In Anlehnung an die
Empfehlungen der „Expertenkommission zur Limitierung von volkswirtschaftlichen
Risiken durch Grossunternehmen“ sollten weitere Regulierungsmassnahmen geplant
werden. Diese kam in ihrem Zwischenbericht im April 2010 zum Schluss, dass allein die
beiden Grossbanken UBS und Credit Suisse, nicht aber andere Finanzinstitute oder
Versicherungen, als too-big-to-fail einzustufen seien und damit ein
volkswirtschaftliches Stabilitätsrisiko darstellten. Demzufolge suchte der Bundesrat die
Lösung in einer entsprechenden, auf die systemrelevanten Banken beschränkten
Planungsvorlage zwecks Änderung des Bankengesetzes. Als viertes Ziel strebt der
Strategiebericht zur Finanzmarktpolitik die Integritäts- und Reputationssicherung des
Finanzplatzes an. Konkret soll mit bilateralen Abkommen über die Einführung einer
Abgeltungssteuer auf grenzüberschreitenden Kapitalerträgen sowie dem Abschluss von
Doppelbesteuerungsabkommen nach OECD-Standard das Bankgeheimnis gewahrt und
der international weithin geforderte automatische Informationsaustausch unter den
Steuerbehörden der einzelnen Länder verhindert werden. 43
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L'objectif du postulat Vogler (pcs, OW) était d'examiner les coûts induits aux
établissements financiers des circulaires de la FINMA. Le rapport a mis en avant la
difficulté de quantifier les coûts réels des ces circulaires faute de données. Face à
cette difficulté, le rapport s'est contenté d'évaluer les frais initiaux liés aux circulaires.
Il conclut que les bénéfices des établissements financiers ne pâtissent pas des
circulaires de la FINMA. Au final, si le Conseil fédéral relève l'importance d'une
réglementation juste et efficace pour la stabilité de la place financière helvétique, il
considère qu'il n'est pas opportun de légiférer au-delà de l'ordonnance relative à la loi
sur la surveillance des marchés financiers (LFINMA) selon les conclusions du rapport. Le
rapport a été établi en parallèle du rapport sur le postulat 17.3620. 44
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L'objectif du postulat Germann (udc, SH) était d'examiner les coûts induits aux
établissements financiers des circulaires de la FINMA. Le rapport a mis en avant la
difficulté de quantifier les coûts réels des ces circulaires faute de données. Face à
cette difficulté, le rapport s'est contenté d'évaluer les frais initiaux liés aux circulaires.
Il conclut que les bénéfices des établissements financiers ne pâtissent pas des
circulaires de la FINMA. Au final, si le Conseil fédéral relève l'importance d'une
réglementation juste et efficace pour la stabilité de la place financière helvétique, il
considère qu'il n'est pas opportun de légiférer au-delà de l'ordonnance relative à la loi
sur la surveillance des marchés financiers (LFINMA) selon les conclusions du rapport. Le
rapport a été établi en parallèle du rapport sur le postulat 17.3566. 45
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Nationalbank

D'après le Conseil fédéral, la définition d'objectifs de développement durable ne
relève pas de la compétence de la Banque nationale suisse (BNS). Dans son rapport, le
Conseil fédéral précise que le mandat de la BNS concerne uniquement le maintien de la
stabilité des prix en fonction de la conjoncture économique. Un élargissement du
mandat de la BNS politiserait l'institution et remettrait en question son indépendance,
ce qui mettrait en péril son objectif initial de stabilité des prix. Le Conseil fédéral
conclut donc qu'il est évident que, d'un côté, la BNS doit prendre en compte le
changement climatique pour établir une politique monétaire pertinente, mais que d'un
autre côté, il n'est pas de son ressort d'aider la Confédération à atteindre ses objectifs
de développement durable. 46
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In der Sommersession 2023 schrieb der Nationalrat das Postulat der WAK-NR
betreffend Nachhaltigkeitsziele für die Nationalbank stillschweigend ab. Der Bundesrat
hatte zur Erfüllung des Vorstosses im Oktober 2022 den Bericht «die Schweizerische
Nationalbank und die Nachhaltigkeitsziele der Schweiz» verabschiedet. 47

BERICHT
DATUM: 12.06.2023
CATALINA SCHMID

Börsen

Die 1988 vom EFD zum Studium des Börsenwesens eingesetzte Arbeitsgruppe legte im
Februar ihren Schlussbericht vor. Sie empfahl darin die Schaffung von zwei
Bundesgesetzen über den Effektenhandel bzw. über Finanzmarktdienstleistungen.
Bundesrat Stich beauftragte im Sommer eine Expertenkommission mit der
Ausarbeitung eines Entwurfs für ein Börsengesetz, welches diese im Dezember vorlegen
konnte. Der Entwurf ist als Rahmengesetz konzipiert, das der Selbstregulierung grossen
Stellenwert einräumt und die Rolle des Staates auf die Oberaufsicht beschränkt. Die
Kontrolle über das korrekte Verhalten der Effektenhändler soll analog zum
Bankengesetz eine Kommission ausüben. Die Regierungen der Kantone Baselstadt und
Zürich meldeten allerdings föderalistisch begründete Opposition gegen eine
bundesstaatliche Regelung dieses bisher den Kantonen überlassenen Bereichs an. 48
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Im Dezember 2019 legte der Bundesrat einen Bericht in Erfüllung des Postulates Graf-
Litscher (sp, TG) vor und präsentierte darin Varianten für die Ausgestaltung von
Meldepflichten von kritischen Infrastrukturen bei schwerwiegenden
Sicherheitsvorfällen. Der Bericht erörterte die derzeitige Ausgangslage, verglich
Meldepflichten im Ausland und präsentierte nebst der Variante, keine weiteren
Meldepflichten einzuführen, drei Varianten für eine Meldepflicht und für Meldestellen
in der Schweiz. Bei diesen drei Möglichkeiten würde entweder eine zentrale Meldestelle
etabliert, die bisherigen dezentralen Meldestellen in den Sektoren auf- und ausgebaut
oder als letzte Variante eine Kombination der beiden Ansätze umgesetzt, wobei eine
zentrale Meldestelle einzig für Cybervorfälle und die bestehenden dezentralen Stellen
für alle anderen sicherheitsrelevanten Vorfälle zuständig wären. Die vorgeschlagenen
vier Varianten sollen in einem nächsten Schritt mit Wirtschaftskreisen, den Kantonen
und den zuständigen Behörden vertieft diskutiert werden und im Sommer 2020 zur
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Erarbeitung einer entsprechenden gesetzlichen Grundlage führen. 49

Umweltschutz

Klimapolitik

Der Bundesrat publizierte im November 2021 den Bericht in Erfüllung des Postulates
«Klimaverträgliche Ausrichtung und Verstärkung der Transparenz der
Finanzmittelflüsse in Umsetzung des Übereinkommens von Paris» der UREK-SR. Im
Bericht wurden mehrere mögliche Massnahmen geprüft, um die Finanzmittelflüsse von
Schweizer Institutionen wie Banken und Versicherungen auf das CO2-Reduktionsziel
von Paris hin auszurichten. Die Analyse zeigte, dass insbesondere Massnahmen, welche
explizit auf die klimaverträgliche Ausrichtung der Investitionen abzielen, wirksam sind.
Dazu zählen namentlich Branchenvereinbarungen zwischen der Finanzbranche und
dem Bund. Zudem habe man festgestellt, dass auch mehr Transparenz für die
Kundinnen und Kunden wirke: «Wenn Finanzinstitute die negativen oder positiven
Auswirkungen von Investitionen auf das Klima sichtbar machen, führt dies zu besser
informierten Investitionsentscheiden der Kundinnen und Kunden sowie von anderen
Finanzinstituten», hiess es im Bericht. Der Bundesrat gab bei der Veröffentlichung des
Berichts zudem bekannt, er habe beschlossen, Transparenzmassnahmen zur
Verhinderung von Greenwashing und den Abschluss von Branchenvereinbarungen
anzustreben. 50
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Ergänzungsleistungen (EL)

Im Juni 2022 veröffentlichte der Bundesrat seinen Bericht zu der von der SGK-NR
geforderten Analyse der Vorsorgesituation von Selbständigerwerbenden. Konkret
sollte überprüft werden, ob Selbständigerwerbende aufgrund des fehlenden Zwangs zur
Versicherung bei der 2. oder 3. Säule überdurchschnittlich häufig Ergänzungsleistungen
beziehen. Diesbezüglich zeigte der Bericht auf, dass ehemalige Selbständigerwerbende
mit 69 oder 70 Jahren zwar ein höheres durchschnittliches Einkommen, jedoch ein
tieferes Medianeinkommen haben als ehemalige Unselbständigerwerbende. Das
bedeutet, dass zwar einige Selbständigerwerbende hohe Einkommen aufweisen, die
einkommensschwächere Hälfte der Selbständigerwerbenden jedoch tiefere Einkommen
erhält als die einkommensschwächere Hälfte der Unselbständigerwerbenden.
Besonders ausgeprägt ist der Unterschied zwischen den ehemals Selbständig- und
Unselbständigerwerbenden bei den Personen mit den geringsten Einkommen.
In der Folge lieferte der Bericht einen historischen Überblick über die Entwicklung der
beruflichen Vorsorge für Selbständige und eine Darstellung zweier Studien zur
Abdeckung von Selbständigen und Personen, die sowohl selbständig als auch
unselbständig tätig sind, durch die Altersvorsorge. Anschliessend wurden
Verbesserungsmöglichkeiten bei der obligatorischen Absicherung von besonders
gefährdeten Gruppen Selbständigerwerbender diskutiert. Als allgemein wichtige
Massnahmen wurde eine bessere Information über die bestehenden Möglichkeiten,
aber auch der Ausbau der Angebote für Selbständigerwerbende eruiert. Des Weiteren
wurden im Bericht Massnahmen für verschiedene Personengruppen diskutiert. So
sollten Personen, die sich erst nach einiger Zeit selbständig machen, ihren bereits
aufgebauten Versicherungsschutz etwa durch den Erhalt ihrer Austrittsleistung
aufrechterhalten. Die Situation von Personen, die sowohl selbständig als auch
unselbständig tätig sind, wollte der Bundesrat durch eine Erhöhung der Abzüge ihrer
Beiträge für die Säule 3a verbessern. Diskutiert wurden auch Vor- und Nachteile eines
BVG-Obligatoriums für Selbständigerwerbende, was der Bundesrat aber aufgrund
mangelnder Erfolgsaussichten verwarf. Abschliessend hielt der Bericht fest, dass das
Prekaritätsrisiko in erster Linie von der Einkommenshöhe und nur zweitrangig von der
Art der Erwerbstätigkeit bestimmt wird. 51
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Soziale Gruppen

Migrationspolitik

La CdG-CE s'intéresse depuis 2016 à l'IMZ, la structure interdépartementale pour la
coopération migratoire internationale, mise en place en 2011. Dans un premier rapport
de la CdG-CE, publié en 2016, certaines faiblesses et lacunes ont été pointées du doigt,
notamment au niveau de la coopération entre les départements. Suite à ce rapport, une
convention de coopération en matière de migration internationale a été signée entre le
DFJP et le DFAE. La Cdg-CE a demandé pour quelle raison le DEFR n'était pas inclus
dans cet accord. La commission a alors mis sur place une série d'auditions de
collaborateurs et collaboratrices des trois départements, qui ont révélé que certaines
lacunes étaient déjà en voie d'amélioration. En 2018, une évaluation externe de la
stratégie de gestion intégrée des frontières a pourtant remis en lumière les lacunes
structurelles de l'IMZ. La CdG-CE a alors effectué de nouvelles auditions en 2019, qui
révèlent que le SECO est encore peu intégré à la structure interdépartementale. Le
Conseil fédéral n'étant pas de cet avis, il a annoncé ne pas entreprendre
d'améliorations structurelles, mais travailler uniquement sur quelques points. La CdG-
CE a alors affirmé dans son rapport 2019 qu'elle clôt le dossier, pour le reprendre à
moyen terme. 52
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Im November 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht «Wissenschaftliches
Potenzial für Krisenzeiten nutzen» in Erfüllung der Postulate von Matthias Michel (fdp,
ZG; Po. 20.3280) sowie von Jacqueline de Quattro (fdp, VD; Po. 20.3542).
Die zweite Evaluation des Krisenmanagements des Bundes in der Covid-19-Pandemie
hatte gezeigt, dass der Einbezug der Wissenschaft ins Krisenmanagement wichtig sei,
dass aber auch geklärt werden müsse, wie dieser Einbezug im Detail ausgestaltet
werden soll. Im Postulatsbericht wurden vier verschiedene Varianten für einen
verbesserten Einbezug geprüft. Dabei wurde die Option, ad-hoc-Gremien basierend
auf einem interdisziplinären wissenschaftlichen Netzwerk zu etablieren, aufgrund eines
Grundlagenberichts und der Rückmeldungen aus Wissenschaft und Bundesverwaltung
präferiert. Der Bundesrat beauftragte in der Folge die BK und das WBF mit der
Erarbeitung eines Umsetzungsvorschlags dieser Option bis Ende 2023. Im
Umsetzungsvorschlag sollen insbesondere die Regeln und Prozesse für den Einbezug
von wissenschaftlichen ad-hoc-Gremien definiert werden. 53
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